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Litauens Anſpruch auf Wilna. 


Nach der polniſchen Volkszählung vom Dezember 193 
Joll der Wilnakorridor, der die Wojewodſchaften Wilna 
und Nomogrodek umfaßt, zu mehr als der Hälfte von Polen 
bewohnt ſein. In der Wojewodſchaft Wilna wurden 59,9 und in 
der Wojewodſchaft Nowogrodek 52,6 v. H. Menſchen mit polnischer 
Mutterſprache gezählt. Es beſteht kein Anlaß, der polniſchen Zählung 
ein allzu großes Vertrauen entgegenzubringen. Auch im Jahre 1921 
wurden im Wilnakorridor etwa 55 v. H. Polen gezählt. An Hand der 
Konfeſſionsſtatiſtik läßt ſich ſedoch die Unhaltbarkeit dieſer 
Siffern nachweifen. Die Polen der beiden Wofewodfchaften ſind (ab- 
geſehen von einigen hundert Reformierten) durchweg römiſch-katholiſch. 
In der 1921 feſtgeſtellten Sahl von etwa 920 000 Katholiken der beiden 
erwähnten Wojemodfchaften ſind jedoch außer den Polen auch noch die 
Litauer und Weißruthenen enthalten. Die Litauer ſind (außer einigen 
Reformierten) und die Weißruthenen zum Teil, zu etwa 4 ihrer Ge- 
jamtzahl, römiſch-katholiſch. Von der Geſamtzahl der Katholiken für 
1021 find alſo rund 190 000 katholiſche Weißruthenen 
und rund 60 0090 Litauer abzuziehen, Jo daß ſich für 1921 eine 
Zahl von höchſtens 672000 Polen in den Wojemod- 
ſchaften Wilna und Nowogrodek ergibt. Das find für 
Nowogrodek 27,1 v. H. und für Wilna 45,7 v. H. Polen. Für den 
Wilnakorridor im ganzen ergibt ſich demnach für 1921 ein polniſcher Be- 
völkerungsanteil von etwa 37 v. H. Polen, denen rund 50 v. H. 
Weißruthenen, 9 v. H. Juden und 3 v. H. Litauer 
gegenüberſtehen. 
Auf dieſe 3 v. H. ſtützt ſich der litauiſche Anſpruch auf Wilna. Es 
iſt kaum anzunehmen, daß ſich der litauiſche Bevölkerungsanteil bis 
heute erhöht hat. Immerhin erhält der litauiſche Anfpruch infofern 
einige nationale Bedeutung, als die Litauer in einigen 
Kreiſen an der heutigen Grenze einen erheblichen 
Bevölkerungsanteil ausmachen. Von dieſem Grenzſtreifen 
ging ja in letzter Seit auch wiederholt das Gerücht, daß Polen bereit 
ſei, ihn an Litauen abzutreten, wenn dieſes damit die Wilnafrage als er- 
ledigt anerkennen und geordnete, rege Beziehungen zu Polen aufnehmen 
wolle. Litauen aber hat für dieſes Abfindungsgeſchäft kein Intereſſe ver⸗ 
raten. Ganz abgeſehen davon, daß die Stadt Wilna als „hiſtoriſche 
Hauptſtadt Litauens“ für das litauiſche Volk eine geradezu 
muthiſche Bedeutung erhalten hat, hat man in Kauen feine beſonderen 
Vorſtellungen von den Nationalitätsverhältniſſen im Wilnagebiet. Die 
Angaben der polnischen Volkszählungen lehnt man dort ſchlechthin als 
undiskutabel ab. Aan geht in der Beurteilung der Wilnaer Nationali- 
tätenverhältniſſe von ganz anderen Vorausſetzungen aus als die Polen. 
Alan erkennt die von dieſen hier Jo ſtark in den Vordergrund geſchobenen 
Faktoren, Sprachzugebörigkeit, kulturelle Überlegenheit, „polnische 
Kirche“ um. nicht als maßgebend für die völkiſche Zugehörigkeit an. 

Was die ſprachliche Seite anlangt, jo können die Litauer nicht in 
Abrede ſtellen, daß der Geltungsbereich der litauiſchen 
Sprache ich ſchonſſeit CSahr hunderten im langlamen, 
aber ſtetigen Surückweichen nach Norden und Welten 
befindet. Und ſie geben auch zu, daß dieſer Nückgang in den letzten 
Menſchenaltern beſonders ſtark geweſen iſt. Ja, Jie ſind, da ſich die 
gegenwärtige räumliche Beengtheit ihres Sprachgebietes nicht ableugnen 
läßt, ſogar bemüht, das prachlich verlorengegangene 
Gebiet als möglichſt groß erſcheinen zu laſſen. So 
Jagen fie, daß der Anteil der Litauiſchſprechenden an der Bevölkerung 
des ehemaligen ruſſiſchen Houvernements Wilna, verſchiedenen Erhebungs— 


versuchen nach zu urteilen, auf ein Drittel oder noch weniger des Anteils 
zuſammengeſchrumpft ſei, den er noch in den ſechziger Jahren des vergange- 
nen Jahrhunderts ausgemacht habe. Der heutige Staatspräſident S me- 
tona hat dieſe Entwicklung in feiner Berliner Rede von 1977 in groß- 
zügiger Weiſe ſo ausgedrückt: „Noch Mitte des 19. Jahrhunderts hat 
faſt Joo Kilometer jüdlich und öſtlich von Wilna die litauiſche Sprache 
geherrſcht.“ Inwieweit Jolche Cheſen zutreffen, und wo in Wirklichkeit 
damals die Sprachgrenze verlaufen ſein mag, das läßt ſich heute nicht mehr 
einwandfrei feſtſtellen, da es an den erforderlichen Unterlagen fehlt. 
Doch trifft die Behauptung der Litauer, daß ihre Sprachgrenze 
früher in heute polniſchen oder weißrutheniſchen 
Sprachgebieten verlaufen ilt, zweifellos zu. Es liegt hier 
einer der ſeltenen Sälle vor, in denen ſich alle um das Wilnagebiet mit- 
einander ringenden Teile grundſätzlich einig ſind. 

Doch zieht jeder von ihnen aus der gemeinfam anerkannten Tat- 
ſache begreiflicherweiſe ſehr verſchiedenartige Folgerungen. Die Polen 
berufen ſich auf die durch die erwähnte Sprachverdrängung angeblich 
bewieſene Überlegenheit ihres eigenen Geiſteslebens über das litauijche. 
Die Litauer aber treten mit einer ganz anderen Beweisführung an die 
Vertretung ihrer völkiſchen Forderungen heran. Sie argumentieren. 
nachdem fie die Einbuße an Sprachboden einmal zugeſtanden haben, etwa 
Jo: Eine nennenswerte Abwanderung von Litauern aus der frag- 
lichen Jone nach Weſten oder nach Überfee hat (wenigſtens bis zum 
Jahre 1920) nicht ſtattgefunden. Andererſeits kann aber auch (wenig- 
ſtens bis zum Ende des ruſſiſch-polniſchen Krieges i. J. 1921) weder von 
einer polniſchen Suwanderung aus Kongreßpolen ins Wilnagebiet die 
Rede fein, noch war ein ins Gewicht fallendes Zuftrömen weißrutheniſcher 
Clemente zu beobachten. Stammlich kann demnach, fo argumen- 
tieren die Litauer, kein nennenswerter Wechſel in dem 
Beſtande der Landesbewohner ſtattgefunden haben. 
Es handelt ſich daher in den ehemals ſprachlich litauiſchen Gebieten auch 
gegenwärtig noch um „faſt reines litauiſches Volkstum“, das lediglich durch 
die Gewaltpolitik der polniſchen und früher auch der ruſſiſchen Macht⸗ 
haber ſprachlich und z. T. konfeſſionell ſeiner urſprünglichen Art ent- 
fremdet worden ift, ohne aber dadurch ein unbeſtrittener Beſtandteil der 
Völker geworden zu ſein, deren Sprachen es jetzt ſpricht oder deren 
Kirchen es jetzt angehört. Denn Menſchenſchlag, Brauch und Sitte, 
Überlieferungen und Volksmelodien, faft immer auch die religiöſen An- 
ſchauungen und die Erinnerung an die in nicht gar ſo weit zurückliegender 
Seit gebrauchte litauiſche Sprache trennen die Bewohner des umſtrittenen 
Siedlungsſtreifens von den benachbarten Slawen. Wenn aber die 
Menſchen dieſelben geblieben Jind, jo folgern die Litauer weiter, dann 
kann „die nur äußerliche Abkehr vom alten Volkstum“ auch wieder rück- 
gängig gemacht werden. Gegenüber der Maſſe der poloniſierten oder 
rutheniſierten Litauer treten nach der litauiſchen Anſicht die ftammes=- 
echten Polen und Weißruthenen, namentlich die erſteren, 
an Sahl Jo weit zurück, daß fie nur eine unbeträchtliche 
Minderheit in einem großlitauiſchen Staate darſtellen würden. Die 
Litauer erkennen alſo weder das kirchliche Bekenntnis, noch die Sprache 
als das im Wilnagebiet zur Seit national Entſcheidende an, Jondern 
verlangen auf Grund eines „Naſſeprinzips“ das 
Land für fich. „In Litauen gibt es außer den Juden“, ſagte Sme- 
tona, „nur eine ethnographiſche Naſſe: Litauer“; und er bezog dieſen Satz 
auf ein Großlitauen, das im Süden Erodno und Nomogrodek und im 
Often Oſchmjang und Smenzjani, alſo den größten Teil des heutigen 
Wilnakorridors, umfaſſen joll. 
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Dieſe recht künjtlich anmutende Beweisführung der Litauer, die ſie 
ja auch — nur mit weit geringerem Necht — dem Memelgebiet und dem 
nördlichen Teil Oſtpreußens gegenüber anzuwenden pflegen, erhält durch 
den Hinweis auf die Stadt Wilna einen ſchweren Stoß. Wilna iſt 
die einzige Stadt des ganzen nach ihr benannten Korridors, die mit 
Kückſicht auf ihre ſoziale Lebensform dieſen Namen verdient. In Wilna 
wohnt der zwölfte Teil der Geſamtbevölberung der beiden Wojewod⸗ 
ſchaften Wilna und Nomogrodek und wurden 1921 faſt vier Fünftel der 
Stadtbewohner diefer beiden Wojewodſchaften gezählt. Wilna iſt im 
Naum von Königsberg — Riga— Petersburg — Moskau Kiew Lemberg 
— Warſchau die einzige Großſtadt mit 200 000 Einwohnern. 1931 wurden 
196 383 Einwohner gezählt. Um Wilna geht der Kampf der Geiſter und 
Waffen ſeit Jahrhunderten wie heute. Ein Anfpruch, der aus nationalen 
Gründen auf die Stadt erhoben wird, wird auf das ganze Gebiet über- 
tragen. Daher iſt es für das politiſche Schickſal des flachen Landes be⸗ 
deutungsvoll, daß im Gegenſatz zu dieſem die Stadt ilna eine 
verhältnismäßige Klarheit ihrer Nationalitäten- 
verbältnijje aufweiſen kann. Die ruſſiſche Statiſtik von 1910 
hat in Wilna-Stadt 52,2 v. H. Polen feſtgeſtellt, außerdem 40 v. H. 
Juden, zuſammen nur 4 v. H. 0 und Weißruthenen; und Litauer 
wurden ſogar nur 1,2 v. H. gezählt. Ein hiervon nur wenig abweichendes 
Ergebnis hat eine Sählung der über zehn Jahre alten Stadtbewohner 
gehabt, die während des Krieges von der deutſchen Beſatzungs⸗ 
behörde durchgeführt worden war: Von den damals rund 157 000 er- 
faßten Perſonen waren die Hälfte Polen, 43,1 v. H. Juden, 2,7 (gleich 
5700) Litauer, ferner 2000 Weißruthenen, 2100 Großruffen und etwas 
über 1000 deutſche Sivilperſonen. Für 1931 weiſt die polniſche Statiſtik 
rund 130000 Einwohner mit polniſcher Mutterſprache aus; das find 
60 v. H. Unter den knapp 67 o00 mit anderer als polniſcher Mutter- 
jprache ſtehen die Juden weitaus an erjter Stelle. Litauer gibt es auch 
heute in der Stadt Wilna nur einige Cauſend. Dieſe treten dort 
trotz Schulen und Verbänden nicht hervor. 
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Die Stadt ijt mit den fie umgebenden Dörfern und Gutshöfen ein 
kräftig wirkender Vorpoſten polniſchen Lebens, 
mit dem ſich viele der größten Erinnerungen der polniſchen Geſchichte 
verbinden. Immerhin ſind neben die Polen, die im altpolniſchen Neiche 
und zum Teil auch im letzten Jahrhundert die einzige und durch ihre 
Geſchlollenheit faft allmächtige Gebildetenſchicht des Landes und vor 
allem der Stadt Wilna dargeſtellt haben, im Laufe der letzten Menſchen⸗ 
alter die Angehörigen der anderen erwachenden Völker als Teilnehmer 
am geijtigen Leben getreten. Keines der Völker und keine der Kon- 
feſſionen, die im Laufe einer 7oojährigen Geſchichte um die Stadt mit- 
einander gerungen haben, hat aus ihr eine geiſtige und künftlerische Ein⸗ 
beit zu geſtalten vermocht. Im Vergleich mit dem (einft) heiligen Moskau 
und dem ehrwürdigen Kiew fehlt diefer Stadt der 60 Kirchen jeder 
durch den Anblick ſtetigen Wachstums verföhnende Zug. In Bau- 
formen und Lebensart fehlt abe die Harmonie und Geſchloſſenheit diefer 
anderen, im Schoße breit gelagerten Volkstums eingebetteter Lebens- 
zentren zweier Völker an Moskwa und Dnjepr. So iſt es auch in po- 
litiſcher Hinſicht. Trotzdem Wilna nur geringe nichtpolniſche (und nicht⸗ 
jüdiſche) Bevölkerungsteile aufzuweiſen hatte, wurde es doch ein 
Ausgangspunkt nationſalllitauiſcher Bleſtrebungen 
und eine Sentrale der jungen weißrutheniſchen Be- 
wegung, wie es zugleich ruſfiſches Verwaltungsfentrum 
der Rordweltgebiete DI und eine MWittelitelle otjüdijhen 
Geiſteslebens iſt. Es hat von allen Großſtädten Europas in 
nationaler Hinſicht die eigentümlichſte Lage und die ungewiſſeſte Zukunft. 
Die Stadt ift ein Symbol dreier Völker. Sie iſt im Bewußt- 
ſein des litauiſchen Volkes tief verwurzelt. Aber es iſt ſchwer feſtſtell⸗ 
bar, wie die Litauer, wenn ihnen dieſe Stadt zufiele, gegen den dort 
weit überlegenen polniſchen Einfluß aufkommen wollten. Das litauische 
Volkstum ift in ſich noch nicht gefeftigt genug, um die nationale Be- 
laſtung durch eine nichtlitauiſche Sroßftadt ohne Schaden für ſeine Weiter- 
entwicklung heute ſchon ertragen zu können. Dr. Kredel. 


LSeitfäße der polniſchen Außenpolitik. 


Das Wilnaer „Slow“ kann heute neben der „Sazeta Polska“ 
als diejenige polniſche Seitung angeſehen werden, in der die Wege 
und Hintergründe der polniſchen Außenpolitik ihren 
treffendſten Ausdruck finden. Die Seit, in der das „Slowo“ mit ſeinen 
außenpolitiſchen Betrachtungen nichts anderes als ein intereſſanter 
Außenſeiter des polniſchen Negierungslagers war, iſt heute vorbei. 
Die politiſchen Ideen, die in diefem Blatt ſeit Jahren propagiert wor⸗ 
den ſind, ohne früher in Warſchau viel Anklang 7 finden, treten heute 
immer deutlicher als die Leitfätze der po niſchen Außen- 
politik hervor. Es iſt daher von beſonderem Intereſſe, zu hören, 
was das „Slowo“ in einer Polemik mit dem Nationaldemokraten 
Prof. Stronfki kürzlich über die politiſche Situation, in der ſich Polen 
befindet, gejagt hat. Der Verfaſſer dieſes Artikels iſt der bekannte 
konferoatioe Negierungsblockabgeordnete und Hauptſchriftleiter des 
„Slowo“, Mackiewicz. Einige Sätze dieſes Artikels, die man 
geradezu als die Haupttheſen der von Oberſt Beck geleiteten Außen- 
politik Polens bezeichnen kann, ſeien hier wiedergegeben: 


Über den Völkerbund heißt es: „Der Völkerbund war nur 
ein Pfeudonym für eine politiſche Zujammenarbeit Srankreichs und 
Englands mit Deutſchland. Seit dem Augenblick, da die Guſammen⸗ 
arbeit mit Oeutſchland aufgehört hat, iſt das ganze Anſehen des 
Völkerbundes jufammengebrochen.“ 

Das pol niſch⸗ franzöſiſche Bündnis charakterifiert 
Mackiewicz wie folgt: „Es iſt unnormal; da es, mit Nückſicht auf 
Deutfchland segelhlelen, ſo funktioniert, daß der eine Bundesgenoſſe, 
nämlich Frankreich, eine immer friedlichere Politik gegenüber 
Deutfchland führt und alle fich hieraus ergebenden Ge- 
winne einheimſt, während der zweite Bundesgenoſſe, nämlich 
Polen, ſeine Beziehungen zu Deutjchland immer mehr verſchärft 
und auf dieſe Weiſe einſeitig die Laſten trägt. Heute ſind 
die Nollen vertauſcht. Das Bündnis beſteht auch weiterhin, nur iſt 
Polen heute Deutſchland gegenüber der friedliche und Frankreich der 
Sicherheit ſuchende Teil... Mit dem Augenblick, da 
unſere Politik gegenüber Deutſchland aufhörte, 
„Kkriegeriſch“ zu Jein, hörte die franzöſiſche Poli- 
tik gegenüber Deutſchland auf, „friedlich“ zu ſein.“ 


Über die jetzigen Bemühungen Frankreichs um ein 
„Oſtlocarno“ jagt Mackiewicj: „Damals, als Deutfchland uns 
angriff (gemeint iſt die Neviſionspropaganda), bemühte ſich Srankreich 
nicht um ein Oſtlocarno (an dem Polen damals viel gelegen war). 
. . . Das Weſen des Oſtlocarno (das heute von Frankreich propagiert 
wird) werden wir erſt dann ganz verſtehen, wenn wir uns vergegen- 
wärtigen, daß es keine franzöſiſchen Bemühungen um ein Oſtlocarno 
gegeben hätte, wären nicht die Unterredungen Hitlers mit Wyfocki, 
wäre nicht der Pakt vom 26. Januar 1934 geweſen, hätte es dieſe 
ganze Politik der Eutſpannung in den deutſch-polniſchen Beziehungen 
nicht gegeben, ſondern hätte Polen in demſelben Tempo, in dem vor- 
her die idiotiſchen Meeresfeſte (in Gdingen) veranſtaltet wurden, 
gerufen, daß es bedroht ſei, hätte es ſeine öffentliche Meinung gegen 
Deutſchland mobiliſiert, feine Preſſe-, Joll-, Propaganda und 
Jonjtigen Kriege gegen Deutschland geführt. Wenn wir uns das alles 
vergegenwärtigen, ſo werden wir verſtehen, daß wir der Wahrheit am 


nächſten kommen, wenn wir das Oſtlocarnon als 
deutſchfeindlichen Schachzug, als das Beſtreben 
Srankreichs bezeichnen, die Stellung furückzu⸗ 
gewinnen, die es in der Zeit der Politik Zalefkis 
hatte, als Frankreich ſowohl den Frieden als auch 
die Sicherheit hatte, während fein Bundesgenoffe, 
alſo Polen, vom Frieden überhaupt nicht reden 
konnte, ſeine Sicherheit aber von der Gnade Srank⸗ 
reichs abhing. .. Das Gefühl unſerer Sicherheit war gefährdet 
durch häufige Artikel in der franzöſiſchen Preſſe, die ſich den Kopf 
darüber zerbrach, ob man Deutſchland nicht doch den Korridor abtreten 
ſollte. ... Das Bündnis mit Srankreich nahm für uns 
wiederholt den Charakter einer Ergebung auf 
Srankreichs Gnade und Ungnade an.... Das jetzige 
Oſtlocarno zielt darauf ab, Polen der Möglichkeit einer freien Wahl 
ſeiner Bundesgenoſſen zu berauben, um ihm wiederum den Charakter 
„ſemper fidelis“ (immer treu) zu geben und aus ihm wiederum 
einen Vaſallen ju machen.“ 


Mackiewicz hofft auf eine Wendung Deutſchlands nach 
Südoften; er jagt: „Man muß bedenken, daß infolge der deutfch- 
polniſchen Entſpannung ein offenbarer Angriff Deutſchlands auf den 
Anſchluß in die Erfcheinung getreten iſt, dies ruft eine für 
uns durchaus bequeme Umgruppierung der Kriſe 
hervor. Stalien verbindet ſich mit Frankreich. Die Laſt der Aufrecht- 
erhaltung der Beſtimmungen des Verſailler Diktates, die früher ... aus- 
ſchließlich uns belaftete, iſt heute von unſeren Schultern genommen; und das 
5 Diktat wird heute in erſter Linie von einem anderen ver- 
teidigt.“ 

Über das polniſch⸗litauiſche Verhältnis ſagt Mackie - 
wicz: „Ich bin Peſſimiſt in bezug auf Litauen, auf das man in keinem 
Salle rechnen kann. Wir irren bier dauernd, da wir irren wollen, da 
wir dem Sentiment folgen, das eine Verſöhnung will. Aber Litauen 
ans ſich mit uns nicht verjöhnen; ja ich wage ſogar 

die Behauptung: daß es lich mit uns nicht ver föhnen 
kann.“ (Sn dieſer Srage ſcheinen einige Regierungskreiſe freilich 
noch anderer Meinung zu ſein als Mackiewicz.) 


Die Rolle Nußlands kennzeichnet Mackiewicz Jo: „Die 
Sormel der polniſchen Politik, die vollkommen 
automatiſch tätig ift, befagt, da ß die Konjunktur 
Polens dann gut in, wenn Berlin und Petersburg 
(Moskau) miteinander in Unfrieden leben, daß die 
Konjunktur Polens ſchlechtiſt, wenn ich dieſe beiden 
politiſchen Sentren vertragen. . Die franzöſiſch-ruſſiſche 
Annäherung war im 19. Jahrhundert nur inſoweit vorteilhaft für uns, 
als ſie Rußland von dem Bündnis mit Deutſchland ablenkte. Unter 
den gegenwärtigen Bedingungen aber iſt eine 
franzöfifch-ruffifhbe Annäherung für uns durch- 
aus ungünſtig. Frankreich zielt darauf ab, uns des Charakters 
eines für Frankreich notwendigen Bundesgenoffen zu entkleiden. 

Aber an feinem rujfifchen 1 en ol wird Frankreich eine Ent- 
täuſchung erleben. Die politi] e Rußlands 
in Curopa ſiſt ein gefährliches Spiel.“ 
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Der Weltbund der Polen. 


Der Oberſte Nat des Weltbundes der Polen. 


Der Weltbund der Polen wird von einem Oberſten Nate ge- 
leitet, dem hervorragende Vertreter der „volkspolniſchen“ Arbeit in 
der Heimat und im Ausland angehören. An ſich find Heimat und Aus- 
land zwar paritätiſch vertreten. Da aber die Zentrale des Weltbundes 
ihren Sitz in Warſchau hat und hier auch das Schwergewicht 
der Arbeit liegt, it die Führung des Bundes vonder Hei- 
mat aus durchaus geſichert. Im Nat ſitzen 18 Heimatpolen, die 
bisher ſchon in der volkspolniſchen Arbeit hervorgetreten ſind. Das 
polniſche Pfadfinderweſen iſt durch Ambrozie wic; und Ol- 
bromjki vertreten. Das Warſchauer Inſtitut für Suſammenarbeit 
mit dem Ausland hat von ſeinen führenden Mitgliedern Oberſtleutnant 
Sularjki und den Sejmabgeoroͤneten Leopold Tomaszkiewicz 
am Oberjten Nat des Weltbundes beteiligt. Dem Nat gehört ferner an 
der Generalſekretär des Forſchungsinſtitutes für Nationalitätenfragen in 
Warſchau, Stanislaus Paprock i. Der Weſtmarkenverein iſt durch 
den Direktor ſeiner Warſchauer Delegation, Mieczuflaw Sale] ki ver⸗ 
treten. Durch denselben und den Abteilungschef im Kultusminiſterium 
Kowalkowſki, ferner durch den Vorſitzenden des Hilfsvereins für 
die polniſchen Kinder und Jugendlichen in Deutschland, Helezunſki, 
findet das auslandspolniſche Schulweſen im Oberſten Nat feine Ver- 
tretung. Dem Nat gehören weiter an der Profeſſor des polnischen 
Symnafiums in Danzig und Schriftleiter des „Sryf“ Wladulaw 
Pniemjki, der Schriftſteller Hostel und acht weitere Perſön⸗ 
lichkeiten, zu denen als 19. Heimatpole nach der bisherige Vorſitzende 
des im Jahre 1929 gebildeten und jetzt aufgelöſten Organiſationsrates 
der Auslandspolen, Juljan Szymanjki, hinzutritt. 

Von den auslandspolniſchen Gruppen ſind im Oberſten 
Nat vertreten Deutſchland durch Pfarrer Dr, Domanſki-Sakrzewo 
und Dr. Raczmarek-Berlin, die Cſchechoſlowabei durch Dr. Bu- 
jek und Or. Wolf, Srankreich durch Kalinowſki und Stefan Nejer; 
Dieſe drei Ländergruppen ſind durch je zwei Mitglieder beteiligt. Alle 
übrigen größeren auslandspolniſchen Gruppen haben je einen Vertreter 
im Oberjten Nat, und zwar Litauen: Budzynjki, Kanada: Du- 
bienjki, Argentinien: Kowalewfki, Numänien: Prälat Puka- 


ſiewicz, Brasilien: Roman Paul, Öfterreich: Tenenbaum und 


Lettland: Wilpiſzewſti. Bei den auslandspolniſchen Ratsmitgliedern 
handelt es ſich in der Regel um die Führer der betreffenden Landes- 
gruppen. Su den aufgeführten jollen noch fünf Vertreter der Polen in 
den Vereinigten Staaten hinzukommen, die jedoch bisher den Beitritt 
zum Weltbund abgelehnt haben. Somit beſteht in ſeiner gegenwärtigen 
Juſammenſetzung (ohne USA) der Oberſte Nat aus 10 Heimatpolen und 
13 Auslandspolen. Der Vorfitzende des Weltbundes iſt 
der Senatsmarſchall Wladuyslaw Naczkiewicz, der Direktor des 
Büros iſt Stefan Lenartowicz, der bisher ſchon das Büro des 
Organiſationsrates geleitet hat und gleichzeitig eine führende Stelle im 
Warſchauer Inſtitut für Zusammenarbeit mit dem Ausland bekleidet. 


Das Arbeitsprogramm. 

In der Schlußſitzung des 2. Kongreſſes der Auslandspolen wurde 
nachstehende programatiſche Entſchließung gefaßt: 

„Vie 2. Cagung der Auslandspolen ſtellt feſt, daß die Polen, wo 

immer ſie leben, eine geſchloſſene völkiſche Einheit 

bilden, ſolidariſch in der Tätigkeit zugunften des polniſchen Volkes 

un in dem Wunſche nach Vertiefung und Entwicklung der polniſchen 
ultur... 

Der Kongreß ſpricht die Überzeugung aus, daß der unter den 
Völkern verbreitete Haß den Srieden bedroht und den wirtſchaftlichen 
Aufbau der Welt hindert, daß nur das harmoniſche Su- 
ſammenleben der Völker in der Anerkennung und 

chtung des Lebensrechts eines jeden inmſtande iſt, 
allen Menfchen die gleiche Teilnahme an den Wohltaten zivilifierter 
Sriedensarbeit zu ſichern. 

Der Kongreß bemerkt, daß die Arbeit für das polniſche Volle das 
louale Verhältnis der Polen in der Fremde zu ihrer Um- 
gebung und zur Staatsgewalt des Landes, das ſie auf- 
genommen, in keiner Weile zu ſtören vermag. Im Gegenteil, die 
Verpflichtungen gegenüber dem Einwanderungsland müſſen mit der 
größten Aufrichtigkeit beobachtet werden, und die Ceilnah me am 
öffentliben Leben des Cinwanderungslandes muß 
der Ehrgeiz eines jeden Polen fein. Dieſer Standpunkt iſt für die 
Polen in der Fremde als beſte Bürgschaft anzufehen, daß ihre Rechte 
auf freie kulturelle Entwicklung in den Ländern, in denen ſie leben, 
nicht nur garantiert, Jondern auch beachtet werden. 

Bei aller Würdigung der nationalen Arbeit der Polen im Aus- 
lande legt der Kongreß ein beſonderes Gewicht auf die 
Arbeit unter der Jugend, weil diefe die Sorge um die Er- 
haltung des nationalen Lebens der breiten Schichten der Auslandpolen 
aus unjern Händen zu übernehmen hat.“ 

Der Kongreß hat ſich alfo bekannt zur Überordnung des Volks- 
tums über den Staat, zur Achtung vor fremden Volkstum und zur 
Loyalität der Volksgruppen gegenüber den Gaſtſtaaten. Man wird die 
Praxis abwarten müffen. Nach allem, was man von polnifther Seite 
gehört hat und hört, ſoll dieſes Bekenntnis: des Kongreſſes keine 
neue Einſtellung Polens in dieſen Fragen bedeuten. Es wird viel- 
mehr behauptet: das alles ſei ſchon von jeher die polniſche Auffallung 
geweſen, nach dieſen Grundjäten ſei ſowohl der polniſche Staat ſeit 


jeher tätig geweſen und hätten auch die polniſchen Volksgruppen im 
Auslande ſeit jeher gelebt. Das aber kann man mit guten Gründen 
bezweifeln. 

Übertriebene Zahlen. 

Im „Ozien Pomorſki“ (Nr. 162 vom 14. Auguft) wurden Angaben 
über die Stärke der polniſchen Volksgruppen und 
-[plitter im Ausland gemacht. Es handelt ſich, was beſonders 
betont werden muß, nicht um exakte ſtatiſtiſche Angaben, ſondern um 
Schätzungen, bei denen mitunter — wie vor allem im Falle Deutſch⸗ 
lands — großzügig nach oben „abgerundet“ worden ist. Statiſtiſchen Wert 
haben dieſe Angaben im allgemeinen nicht; ſie ſeien nur deshalb an- 
geführt, weil fie in Polen geglaubt werden und weil fie in manchen 
Fällen dazu herhalten müſſen, beſtimmte politiſche Forderungen Polens 
anderen Staaten gegenüber zu begründen. Im ganzen werden im „Dzien 
Pomorſki“ etwa 85 Millionen Aus landspolen geſchätzt. 
1 alen ſich wie folgt: 


. S. A. 4 500 000 WMandſchurei 5000 
Deutſchland 250 000 Schweiz 2000 
U. d. S. S. N 1000000 Mexiko 2000 
Frankreich 70000 “Paraguay . 2000 
Braſilien 275 00 Finnland 1000 
Litauen 200 000 Holland 1000 
Cſchechoſlowakei 200 000 Staliee 1.000 
Argentinien 120 000 Kuba 1000 
Ranada 120000 Chile. 1009 
Numänien 90 000 Auſtralien 1000 
Lettland 7o ooo Peru 500 
Belgien 40 00 Marokko -. 500 
Ungarn 15 000 Algier. 500 
Jugoflarien 15 00 Tunis 500 
Eitland 15 00 Fürkii...... 350 
Dönemark . .. 12000 Bulgarien. 300 
Osterreich... o oo Schweden 200 
Urugua ggg 0 00 Mittel- u. Südafrika. 29 
England 5.000 


Nach diefen Schätzungen ſollen in den Polen unmittel⸗ 
bar benachbarten Staaten, Deutſchland, Cſchechei, Nu- 
mänien, Somjetrußland, Lettland und Litauen, alſo 2810000 
„Polen“ wohnen. In den übrigen europäijchen Staaten 
ſoll es 817 850 „Polen“ geben. Mehr als die Hälfte aller Auslands- 
polen, nämlich 4,5 Millionen, ſiedeln obigen Schätzungen zufolge in den 
Vereinigten Staaten. Für die übrigen überſeeiſchen 
Länder werden zuſammen 539200 „Polen“ angegeben, die faſt reſt⸗ 
los auf Braſilien, Argentinien und Kanada entfallen. ö 


Eine Polniſch⸗Amerikaniſche Hiſtoriſche Geſellſchaft in Chikago. 

Kürzlich wurde, dem „Ozien Pomorſki“ zufolge, in Chikago eine 
Polniſch-Amerikaniſche Hiſtoriſche Geſellſchaft ins 
Leben gerufen. Die Aufgabe dieſer Geſellſchaft wird in erſter Linie 
die Errichtung eines Muſeums der Polniſchen Emi- 
gration in Amerika ſein. Dieſes Muſeum ſoll Kunde geben 
„von den Verdienſten und der außerordentlichen Tatkraft der ameri- 
kaniſchen Polen während des Weltkrieges“. Ein anderes der Haupt- 
ziele diefer Geſellſchaft wird die Sammlung hiſtoriſchen Materials 
jein, das auf die erſten polniſchen Einwanderer in Amerika Bezug hat. 
Die Geſellſchaft hat die Abſicht, mit ähnlichen Inſtituten in Polen 
zuſammenzuarbeiten und die polnischen önſtitute mit Doppelſtücken 
wichtiger Dokumente uſw. zu verſorgen. 

Mitglieder der Polniſch-Amerikaniſchen Hiſtoriſchen Geſellfchaft 
ſollen nach dem Gedanken des Organiſators Leon C. alko wies 
nur verdiente Männer des öffentlichen Lebens und Freunde der Ge- 
ſchichte des polniſchen Volkes ſein. Der Nationalität nach können 
dies ſowohl Polen als Amerikaner ſein. 


Die polnischen Studenten in Deutſchland. 

Während des Kongreſſes der Auslandspolen in Warſchau hielt im 
Warſchauer Polytechnikum ein Mitglied des Hauptvorſtandes des 
Polenbundes in Deutſchland und Gründer des Bundes der polniſchen 
Studenten, namens Murka, einen Vortrag über die Lage der 
in Deutfchland ſtudierenden Polen. Nach ſeinen Angaben ſtudieren 
3. St. etwa hundert Polen vor allem an den Univerſitäten 
Berlin, Breslau und Königsberg. Sie entſtammen meiſt 
Landwirts und Arbeiterkreiſen und haben deutſche Gymnafien be- 
endet. Sie werden vom Bund der Polen unterſlützt, der an den ge⸗ 
nannten drei Univerfitäten Studentenheime unterhält. Es gibt 
drei Vereine der polniſchen Studenten, die dennächſt 
zu einer einheitlichen Organisation vereinigt werden ſollen. Das Su- 
jammenleben mit den deutſchen Studentenorganiſationen hat ſich nach dem 
Bericht Murkas, den die „Sazeta Polska“ wiedergibt, jetzt beſſer ge- 
ſtaltet, als es früher war. Früher traten die Polen nicht weiter her- 
vor, nach der Machtübernahme durch die Hitlerregierung hätten ſie der 
„Deutſchen Studentenſchaft“ beitreten müſſen. Sie wollten dies aber 
nicht und wandten ſich daher an das Miniſterium, das ſchließlich mit 
den Polen eine Ausnahme machte und fie von dem Swang, der „Deut- 
ſchen Studentenſchaft“ anzugehören, befreite. 


—— 
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Die polniſche Aus- und Rückwanderung 1927-1933. 


Das polniſche Statiſtiſche Hauptamt veröffentlicht die Jahlen über 
die Auswanderung aus Polen und die Nückwande⸗ 
rung nach Polen in den Jahren 1927 — 1933 ſowie im 
erſten Halbjahr 1934. Den Höhepunkt der Auswanderung 
hatte das Jahr 192 aufzuweiſen, in dem insgeſamt 243 442 polniſche 
Staatsangehörige ihre Heimat verließen. Von dieſen begaben ſich 178 132 
nach dem europäiſchen Auslande und 65 310 nach den überſeeiſchen 
Ländern. Dieſer Auswanderungsziffer ſtehen 104 503 Nük- 
wanderer gegenüber, von denen 97 932 aus den europäiſchen 
Ländern zurückkehrten, während aus Überjee nur 6579 heimkehrten. Diefe 
hohen Sahlen haben ihre Begründung in der großen Aus wande⸗ 
rung von polniſchen Arbeitern nach Frankreich und 
in der jtarken Wanderungsbewegung von Saiſonarbeitern nach 
Deutſchland. Frankreich nahm 1929 81 500 Auswanderer auf, 
Deutſchland 87 247, von welcher Sahl etwa 80 ooo auf Saiſon- 
arbeiter entfallen. Während in dieſem Jahre nur 8448 Nückwanderer aus 
Srankreich zurückkehrten, waren es 82 003, die aus Deutſchland zurück⸗ 
kamen. Was die Auswanderung nach den überſeeiſchen Ländern an- 
betrifft, jo waren, infolge der ſtrengen Einwanderungsbeſtimmungen in 
den Vereinigten Staaten, vor allem Kanada, das 21703, Argen- 
tinien, das 2116, und Brafilien, das 8732 polniſche Staats- 
bürger aufnahm, das Siel der polniſchen Auswanderer. Die Ver- 
einigten Staaten nahmen nur 9309 polniſche Auswanderer auf. 
Aus Überſee kehrten im Jahre 1929 6571 Nückwanderer heim. 

Mit Beginn der Weltwirtſchaftskriſe geht auch die 
Auswanderung zurück. 1930 verlaſſen 218 387 polniſche Staats- 
angehörige ihre Heimat; ſie finden hauptſächlich in Frankreich 
(86 500), in Deutſchland (77 540) Arbeit; 46 534 wenden ſich nach 
den verſchiedenen Ländern Amerikas. Sm Jahre 1931 über- 
wiegt bereits die Sahl der Nückwanderer die der 
Auswanderer. 76005 verlaſſen Polen, aber 87 678 kehren zurück. 
Die Zahl der Auswanderer nach Deutſchland beträgt 32 302, die 
der Nückwanderer aus Deutſchland dagegen 45 689. Frankreich 
nahm zwar noch 28 396 polniſche Arbeiter auf, aber 26 174 kehren von 
dort zurück. 


Im Jahre 1932 wanderten bloß 21439 Perſonen aus. 
Deutſchland hat ſeine Grenzen infolge ſeiner ſtändig au- 
ſteigenden Arbeitsloſigkeit gänzlich geſchloſſen; nur 388 Aus- 
wanderer, zumeiſt aus Oftoberjchlejien und dem Poſenſchen, gehen nach 
Deutſchland, während 1470 von dort zurückkehren. 8133 Auswanderern 
nach Frankreich ſtehen 25 126 Nückwanderer aus dieſem Lande 
gegenüber. 

Im Jahre 1933 ſteigt die Zahl der Auswanderer etwas an; 
ſie beziffert ſich auf 35 525, doch kehren 18 834 Nückwanderer in 
dieſem Jahre heim. Frankreich iſt jetzt das Land, das die 
meiſten Auswanderer aus Polen aufnimmt Es ſind 
nicht mehr Bergleute, ſondern zumeiſt ungelernte Arbeiter 
aus dem öſtlichen Gebieten Polens, die in einer Sahl von 
11427 in Frankreich Arbeit und Brot ſuchen, aber 10 72 kehren von 
dort wieder zurück. Die Zahl der Aus- und Nückwanderer Deutſch⸗ 
lands nach Polen hält ſich die Waage; 701 Auswanderer ſtehen 
704 Nückwanderern gegenüber. Im Jahre 1935 gingen fa ſt 50 Pro- 
zentder Auswanderer nach Überſee, und zwar 17167. Von 
dieſer Sahl entfallen allein 10 344 auf Paläſtin a. 

Im erſten Halbjahr 1934 find 17 037 polniſche Staatsangehö⸗ 
rige ausgewandert; 8700 in europäiſche Länder, 8733 nach Überſee. Noch 
immer ſuchen 5063 Auswanderer in Frankreich Arbeit und Brot, 
aber 8840 ſind in der gleichen Seit heimgekehrt. In der Sahl der 
nach Überſeee Ausgewanderten Jind 4220 nach Paläſtina gezogen. 
Verglichen mit der gleichen Seit des Vorjahres, in welcher 18 199 Aus- 
wanderer 10473 Nückwanderern gegenüberſtanden, ergibt ſich, daß die 
Sahl der Auswanderer um 1162 kleiner geworden, die Zahl der Rück- 
wanderer jedoch um 633 angeſtiegen iſt. 

Die Zablen der Auswanderer nach Paläſtina vom Jahre 
1020 — 1933 ſind folgende: 1883, 2379, 1535, 2879, 10344, die Zahl der 
Nückwanderer: 563, 179, 191, 109 und 66. Während im Jahre 1927 
840 Auswanderer nach Paläſtina 4405 Rückwanderern gegenüberſtehen 
und im Jahre 1928 383 Auswanderer 754 Nückwanderern, ſteigt vom 
Jahre 1929 die Sahl der Paläſtina- Auswanderer beſtändig, während die 
Sahl der Nückwanderer fortgeſetzt abnimmt. 


Regierungserklärung zu den Danzig⸗polniſchen Abkommen. 


Am 15. Auguft ſprach Senatspräſident Dr. RNauſchning 
vor dem Danziger Volkstag über die am 6. Auguſt ab⸗ 
geſchloßenen Wirtſchafts verträge mit Polen. Eine Aus⸗ 
ſprache über die Verträge fand nicht ſtatt. Daß die Verträge von 
Danzig eine Reihe nicht unweſentlicher Zugeftändniffe forderten, dar⸗ 
über ift ſich auch die Danziger Negierung im klaren. Ob fie ſich be- 
währen werden, das kann erſt die Praxis erweiſen, das hängt in aller- 
erſter Linie davon ab, wie Polen ſich in Zukunft der Freien Stadt 
gegenüber einſtellen wird, ob es 3. B. ein Recht wie das, die Ab- 
berufung der leitenden Perſönlichkeiten des Danziger Golldienjtes zu 
fordern, mit derſelben kleinlichen Geſchäftigkeit handhaben wird, mit der 
es bisher den Danziger Wirtſchaftsbetrieb ſtets zu ſtören und ju über- 
fremden beſtrebt war. Es ift angeſichts der Catfache, daß Erfolg oder 
Mißerfolg des Vertragswerkes in weitgehendem Maße von Polen ab- 
hängig find, wichtig feſtzuſtellen, daß der Abſchluß der für 
zwei Jahre geltenden Abkommen nur unter Wah 
rung des beiderjeitigen Rechtsſtandpunktes er- 
folgt iſt, daß Danzig alſo auch jetzt keineswegs end- 
gültig auf die ihm vertraglich zuſtehenden Nechte 
verzichtet hat, um die ſeit Jahren ein heftiger, 
aber letztlich unfruchtbarer und erfolgloſer Kampf 
vor den Inſtanjen des Völkerbundes geführt 
worden ift. Gerade die Erkenntnis der Unfruchtbarkeit dieſes 
Streites hat die nationalſozialiſtiſche Negierung dazu veranlaßt, eine 
praktiſche Löſung der ſchwebenden Streitfragen in direkten Verhand- 
lungen mit Polen und, ausgehend nicht vom formalen Nechtsſtandpunkt, 
jondern von der harten Wirklichkeit zu ſuchen. Sie hat den Verſuch 
gewagt, anſtatt ſich auf einen er n b r e e 
baren Nechtsſtand punkt zu verſteifen, aus einer widrigen 
Wirklichkeit für die Freie Stadt das beſte herauszu- 
holen. Aus der Nede des Senatspräſidenten Dr. Nauſchning 
ſeien im folgenden einige bemerkenswerte Stellen wiedergegeben: 

„Schon im Vorjahre war es die Abſicht beider Regierungen, über 
die ſchwierige Frage der vollen Ausnutzung des Danziger Hafens hin- 
aus die wichtigſten wirtschaftlichen Streitpunkte und damit in gewiſſem 
Zusammenhang ſtehende Fragen des Solls zu beſeitigen. Die beider- 
feitigen Regierungen nahmen jedoch derart voneinander abweichende 
Stellungen zu den einzelnen Problemen ein, daß eine befriedigende 
Löſung zunächſt nicht erreichbar zu fein ſchien. Die gegenteilige Be⸗ 
urteilung war nicht zum geringſten auf die noch fehlende Einſicht in die 
beiderſeitigen Siele und Abſichten, auf das noch ſchwache Verſtändnis 
für die Lebenserforderniſſe des Vertragspartners und auf geringes 
Sutrauen in die Nachhaltigkeit und Beſtändigkeit des Willens zur 
Sufammenarbeit zurückzuführen 

„Wenn jetzt auch nicht der geſamte Komplex der zwiſchen Danzig 
und Polen beſtehenden Streitigkeiten reſtlos fortgeräumt wurde, Jo 
darf doch nunmehr mit Genugtuung feſtgeſtellt werden, daß über- 
wiegend die ſchwierigſten Fragen mit der Aus ficht 


auf Dauer gelöft werden konnten, Jo daß von einer Geſtaltung 
normaler und darüber hinaus freundlicher Beziehungen im Sinne 
gegenseitiger Ergänzung zwischen den beiden Vertragsparteien ge— 
jprochen werden kann. 


„Die Präambel des Abkommens über die Beteiligung der 
Freien Stadt Danzig an den polniſchen Einfuhr- 
kontingenten betont mit beſonderem Nachdruck den Wunſch, im 
gegenjeitigen Intereſſe eine engere Verbindung und Suſammenarbeit 
des Danziger und polniſchen Wirtſchaftslebens zu erreichen. In einem 
weiteren Abkommen wird unter Aufrechterhaltung des 
beiderſeitigen RNechtsſtandpunktes dem gegenſeitigen 
Wunſch nach möglichſter Srleichterung im Verkehr mit 
Tieren ußw. Rechnung getragen. Die nachdrücklichſte Bekundung 
des Grundſatzes enger Zusammenarbeit, der ſich auch in den weiteren 
Abkommen ausprägt, findet ſich jedoch in der Aufhebung der 
bisherigen Wirtſchafts kontrollen im Verkehr don 
Danzig nach Polen, die eine ſchwere Belaſtung der Danziger 
Wirtschaft im gemeinſamen Sollgebiet und eine ernste Verhinderung 
eines guten Einvernehmens mit Polen bedeuteten. Es ſei daher mit 
beſonderer Genugtuung Wert auf die Feſtſtellung gelegt, daß durch 
die Aufhebung der Kontrollen ein ſeit mehreren Jahren beſtehender 
beſonders unglücklicher Zuſtand bejeitigt worden iſt, . .. wenn auch 
eine vertragliche und rechtlich allgemein gültige Regelung gewiſſer 
Sollfragen, wie der Staffelzölle, der Exportprämie und 
der Rompenfationen noch nicht erzielt werden konnte. Die 
beiden Regierungen werden über diefe noch offen gebliebenen Teil- 
fragen in nächſter Seit in weitere Verhandlungen 
eintreten 


„Ich möchte daran die zuverfichtliche Erwartung knüpfen, daß auch 
die Durchführung in den Sinzelheiten den gleichen 
Geiſt loyaler RNückſichtnahme aufweiſen wird, den die Abkommen 
bergen, wie wir uns andererſeits nicht die Möglichkeit von 
neuen Streitfällen und Meinungsverſchieden- 
heiten ganz verhehlen. Das liegt in der Natur der Sache und in 
der Unüberſehbarkeit der künftigen wirtſchaftlichen Entwicklung. 
Immerhin iſt auch beſonderen Erforderniſſen zukünftiger Wirtſchafts⸗ 


tendenzen in Danzig durch die Abmachungen Rechnung getragen 
worden. Ein Schlichtungs verfahren, das für Streitfälle 


eingeführt iſt, gewährt die Möglichkeit einer besonders 
beſchleunigten Regelung. Danzig erblickt gerade in der 
bisherigen Langfriſtigkeit des Schlichtungsverfahrens nach Artikel 39 
der Pariſer Konvention ein ſchädigendes Moment. das zu einer Ver- 
fteifung der gegenjeitigen Stellungnahme führen mußte und eine, der 
Miturſachen war, die zu dem bisherigen Verhältnis zwiſchen Danzig 
und Polen gejührt haben. .. Die neuen Abkommen räumen uns eine 
Reihe von Rechten ein, ſie bedeuten zugleich für uns neue 
Verpflichtungen. Ich möchte es jedem überlaſſen, ſelbſt abzu- 
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wägen, ob Rechte und Verpflichtungen in einem für uns ertragbaren 
Verhältnis ſtehen 5 

„Die jetzigen Abkommen bedeuten in der wirtſchaftlichen Tendenz 
der Freien Stadt keine grundſätzliche Anderung. ie 
jtärkere Anpaſſung an die polniſche Wirtſchaftspolitik bedeutet keines 
wegs den Verluſt der bejonderen ſelbſtändigen Bedeutung Danzigs als 
Wirtſchaftsfaktor. Ich möchte dabei mit ganz beſonderem Nach- 
druck darauf hinweiſen, daß die Abkommen keinen Bruch mit 
den Jahrhunderte alten traditionellen Beziehun- 
gen Danzigs zu den übrigen Nationen Oſt- und Nordoſteuropas 
(England, Skandinavien und Rußland) und des Südoſtens bedeuten, 
jondern daß Danzig im wohlverſtandenen Intereſſe des gemeinſamen 
Sollgebietes unferes Vertragspartners nunmehr erſt recht befähigt 
ſein wird, ſie ohne die bisherigen Komplikationen wahrzunehmen. 
Es liegt mir dabei ganz beſonders am Herzen, die Jahrhunderte alten 
Beziehungen zum Großbritanniſchen Neiche ju erwähnen. Daß ſich 
die innige Bezlehung zum Deutſchen Reiche in 
wirtſchaftlicher wie befonders kultureller Hin⸗ 
ficht von Jelbjt verſteht, bedarf keiner Erörterung. Es beſteht dem- 
nach auch kein Anlaß, für den unzweifelhaft deut- 
ſchen Charakter des Danziger Staates infolge der 
Abkommen irgendwelche Befürchtungen zu hegen. Sür 
ihren Abſchluß war die klare Anerkennung desjelben die unerläßliche 
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Vorqausſetzung. Danzig hat feine Miſſion als Mittler aus dem Oſt— 
und Südoſtraum zu Nord- und Nordmeft-Europa jahrhundertelang 
erfüllt, ohne ſeinen eigenen nationalen Charakter einzubüßen. Wir 
tragen mehr denn je unſer Schickſal in uns, und ich muß alle die 
warnen, die da glauben, ſich den Auf als Wächter der Unabhängigkeit 
und des deutjehen Charakters Danzigs Jo billig erringen zu können 
wie durch ſtarre und unfruchtbare Wahrnehmung von 
formalen Nechtsſtandpunkten und durch nationale Beteue- 
rungen. Allen Auslegungen gegenüber möchte ich nachdrücklich betonen, 
daß in dem Abkommen kein Recht der Danziger Soude⸗ 
ränität preisgegeben wurde und daß ſich Danzig auch in 
ſeiner geijtig-kulturellen Entwicklung keinem Separatismus irgend- 
welcher Färbung hingibt, der es der lebendigen Kraft des Suſammen— 
hanges mit dem gefamten deutſchen Volke beraubt. ... Danzig hat kein 
Stapelrecht mehr, das ihm einſt eine monopolartige Grundlage für feine 
wirtschaftliche Stellung war. Es iſt müßig, hiſtoriſche Neminifzenen zu 
ſehr die Gegenwart beſtimmen zu laſſen. Die wirtſchaftliche 
Bedeutung Danzigs muß ſich heute anders be- 
währen; ſein Stapelrecht iſt die Hüte ſeiner Kauf- 
mannſchaft und die Qualität ſeiner Arbeit. Es wird 
nun Aufgabe der Wirtſchaft ſein, die ihr neu gebotenen Möglichkeiten 
auszunutzen . ..“ 


Die Neuordnung der Danziger Wirtſchaft. 


Durch drei Verordnungen vom 28. Juli d. J. ſind die 
Danziger Wirtſchaftsvertretungen neu geordnet worden. Der durch Ver- 
ordnung vom 13. Juli d. J. geſchaffenen Bauernkammer ſind zwei 
weitere Kammern, die önduſtrie- und Handelskammer und 
die Handwerkskammer hinzugefügt worden. Dieſe Einrichtungen 
haben natürlich ſchon vorher beſtanden. In der Sufammenſetzung 
der Kammern iſt jedoch ein bedeutſamer, der nationalfozialiftifchen 
Wirtſchaftsauffaſſung entſprechender Wandel eingetreten. In der „Indu- 
ſtrie- und Handelskammer zu Danzig“ wird in Zukunft neben den 
Sübrern der Betriebe, alfo den Unternehmern, auch die Ge- 
folgſchaft, alſo die Angeſtellten- und Arbeiterfchaft. vertreten ſein. 
Neben 40 Betriebsführern ſtehen 40 Mitglieder der Gefolg- 
ſchaft, und zwar 25 Arbeiter und 15 Angeſtellte. Zu diefen 80 ge⸗ 
wählten und vom Senat zu beſtätigenden Mitgliedern 
treten noch weitere (höchſtens 20) ſach- und fachkundige Mitglieder hin- 
zu. die vom Senat ernaumt werden. Sine Anderung der bisherigen 
Suſommenſetzung der Kammer tritt auch infofern ein, als auch die Ein- 
beziehung der Minder kaufleute, d. h. derjenigen Kaufleute, die 
nicht ins Handelsregiſter eingetragen find, vorgeſehen ift, ferner noch 
infofern. als auch die öffentlichen Betriebe, ſoweit fie er- 
werbswirtſchaftlichen Charakter tragen, zur Kammer gehören. 
Grundlegend hat ſich die innere Organiſation der Induſtrie- und 
Handelskammer geändert. Die Leitung der Kammer liegt nicht 
mehr in der Hand eines gewählten Präſidenten, ſondern eines vom 
Senat beſtimmten und abberufbaren Führers. Dieſer 
beſtimmt ſeinerſeits feinen Stellvertreter und einen Beirat, der mit 
ihm gemeinſam önduſtrie und Handel führt. Die Bollverfamm- 
lung hat dem allein verantwortlichen Führer gegenüber nur be= 
ratende VBefugniſſe. Eine Beſchlußfaſſung mit Abſtimmen und dergl. 
kennt die Verordnung nicht. Der Einfluß, den die Vollverfammlung auf 
die Entſchlüſſe des Führers auszuüben vermag, beruht auf den in ihr 
vorhandenen Kenntniſſen und Erfahrungen, deren ſich der Führer in der 
Regel wird bedienen müſſen. Wichtig ift auch, daß die Beamten der 
Kammer vom Senat auf Vorſchlag des Kammerführers ernannt 
werden und mittelbare Staatsbeamte ſind. Die Angeſtellten 
der Kammer werden vom Führer nach vorheriger Einholung der Ju- 
ſeimmung der Aufſichtsbehörde angestellt. Bisher war die Kammer in 
der Anſtellung von Beamten und Angeſtellten unbeſchränkt. Durch die 
Neuorung ſoll der Regierung, die allein für die Wirtſchaftspolitik des 
Staates verantwortlich ift, in erhöhtem Maße die Gewähr dafür gegeben 
werden, daß die Vertretung des Handels und der Induftrie im Sinne 
der von der Negierung verfolgten Wirtfehaftspolitik tätig ift. 

Der Aufgabenkreis der Induſtrie- und Handels ⸗ 
kammer hat ſich im Vergleich zum früheren Zuſtande erweitert. Die 
Kammer kann mit Suſtimmung des Senats Zuſammenſchlüſſe 
beſtimmter Berufsgruppen herbeiführen. Der Kammer iſt 
weiter die Negelung des Lehrlingsweſens übertragen 
worden. Ferner iſt fie befugt, ein Shrengericht eimufehen, das 
Verſtöße gegen die Berufs- und Standesehre durch Verwarnung, Ver⸗ 
weis, Ausſchluß von kaufmönnifchen Ehrenämtern oder Geldstrafen bis 
zu 1000 Eulden zu ahnden hat. Gegen die Entſcheidungen des Ehren- 
gerichtes iſt Berufung an den Senat zuläſſig. Auf die finanzielle 
Hebarung der Kammer hat ſich der Senat einen weitgehenden 
Einfluß geſichert. Der Haushaltsplan ift in jedem Salle vom Senat zu 
genehmigen, während das bisher nur dann der Fall war, wenn die von 
der Kammer erhobenen Beiträge einen Suſchlag von 10 v. H. zu der 
Gewerbeſteuer überſtiegen. 

Die neue Handwerkskammer ähnelt in ihrem Aufbau 
der Induſtrie- und Handelskammer. Handwerksmeiſter und Geſellen find 
in ihr gleich ſtark vertreten. Jedoch ſcheidet eine direkte Wahl zur Hand- 


werkskammer vollkommen aus. Vielmehr ſind die Obermeiſter der 
Innungen und die Altgefellen als die Leiter der Geſellen- 
ausſchüſſe kraft ihres Amtes Mitglieder der Handels⸗ 
kammer; ſie bilden zuſammen die Kammer. Da es in Danzig zur Seit 
54 Innungen gibt, befteht allo die Handwerkskammer aus 108 Mit- 
gliedern. Der Senat behält ſich das Recht vor, von ſich aus weitere 
geeignete Perſönlichkeiten in die Kammer zu ent- 
fenden, und zwar in einer Höchſtzahl von einem Fünftel der Obermeifter 
und Altgeſellen. Das Führerprinzip iſt in der Handwerkskammer 
ebenjo wie bei der Induſtrie- und Handelskammer durchgeführt. Der 
Aufgabenkreis iſt gegen früher erweitert: die Kammer hat die 
Aufficht über die Innungen; fie kann die ſozialen Sin- 
richtungen für den Handwerkerſtand ausbauen u. J. f. 

Durch eine weitere Verordnung, die gleichfalls das Datum vom 
28. Juli 1934 trägt, iſt ein Wirtſchaftsrat errichtet worden. 
Diefer hat die Aufgabe, dem Senat in Wirtſchaftsange⸗ 
legenbeiten beratend zur Seite zu ſtehen. Er iſt eine 
Körperſchaft des öffentlichen Rechtes. Er beſteht aus 18 Mit 
gliedern, zu denen kraft Amtes die Führer der önduſtrie- und 
Handelskammer, der Bauernkammer und der Handwerkskammer ge- 
hören. Je zwei weitere Mitglieder werden von dieſen Kammern in den 
Wirtſchaftsrat entſandt. Die übrigen neun werden vom Senat unmittel- 
bar ernannt. Aus den Mitgliedern des Wirtſchaftsrates beſtellt der 
Senat den Führer, der den Titel Präſident führt. 

Schließlich wurde noch eine „Kammer für Außenhandel 
zu Danzig“ in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Abſchluß 
der ODanzig⸗-polniſchen Wirtſchaftsabkommen ins Leben gerufen 
(Verordnung vom 16. Auguft 1934.) Die Kammer iſt eine Körper- 
schaft öffentlichen Rechts. Sie hat die Handelsintereſſen 
der Danziger Wirtſchaft mit dem Sollausland 
wahrzunehmen; ſie ſoll von den Behörden in Außenhandelsfragen 
gehört werden. Mitglieder können zur Gewerbeſteuer veranlagte 
Kaufleute und Gewerbetreibende, ein Handelsgewerbe treibende Gejell- 
ſchaften und Genoſſenſchaften, Landwirtſchaftss und Handwerks- 
genoſſenſchaften, land- und forftwirtfchaftlihe Nebenbetriebe, Ver- 
jorgungsbetriebe und Betriebe der öffentlichen Hand erwerbswirtſchaft— 
licher Art fein, falls fie ſich im Außenhandel betätigen. 
An der Spitze der Kammer ſteht ein vom Senat zu ernennendes und 
abzuberufendes Präſidium. Der Vorſtand, der dem Präſidium 
beratend zur Seite ſteht, ſetzt ſich aus zwölf von der Mitglieder⸗ 
verſammlung zu wählenden und vom Prälidium zu beſtätigenden 
Perſonen zuſammen. Die Kammer unterliegt der Aufficht 
des Senats. In dem Damig-polnifchen Vertragswerk vom 6. Auguft 
iſt die Kammer für Außenhandel als die berufene Vertretung 
der Wirtſchaft der Freien Stadt gegenüber Polen 
3. B. in der Frage der Beteiligung Danzigs an den polniſchen Einfuhr— 
kontingenten anerkannt worden. 

Mit den vier Kammern und dem Wirtſchaftsrat it die Danziger 
Wirtſchaft im weſentlichen nach dem Sührerprinzip 
durchorganiſiert. Es iſt die Gewähr dafür cegeben, daß die 
Organisationen der Danziger Wirtſchaft in der vom Senat angegebenen 
Richtung tätig find und daß ſich im Danziger Wirtſchaftsleben keine der 
Politik des Senates widersprechenden Tendenzen breitmachen können. 
Vas iſt angelichts der Polen gegenüber ſehr expo- 
nierten Lage der Danziger Wirtſchaft bejonders 
wichtig. Danzig tritt Polen als eine wirtſchaftliche Einbeit gegen 
über. Dem polniſchen Streben nach Serſetzung des Danziger Wirtſchafts⸗ 
lebens von innen heraus iſt dadurch ein Niegel vorgeſchoben. Die mit 
Inkrafttreten der ſechs Wirtſchaftsabkommen vom 6. Auguſt etwa auf- 
tauchenden Gefahren werden durch die Neuordnung der Danziger Wirt- 
ſchaftsvertretungen bis zu einem gewiſſen Grade bejeitigt. 
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Die Auseinanderſetzung über Zyrardow. 


Der Streit um Surardow hat ſich weiter verschärft. Swei 
Direktoren der Textilwerke, franzöſiſche Staatsangehörige, 
wurden verhaftet. Sie find als Kon kurs verbrecher unter 
Anklage geſtellt. Auch die Ehrengerichtsverfahren gegen die beteilig⸗ 
ten, aber ſtrafrechtlich nicht belaſteten polniſchen Politiker haben begonnen. 
Die franzöſiſche Regierung hatte kürzlich ihren Warſchauer 
Botſchafter beauftragt, bei der polniſchen Regierung in 
der Syprardower Angelegenheit vorſtellig zu werden 
und die Unterlaſſung weiterer Maßnahmen gegen den Haupfaktionär der 
Werke, Bouffac, und deſſen framzöſiſch-jüdiſche Komplizen zu fordern. 
Die polniſche Preſſe hatte über dieſen Schritt Laroches zunächſt keine 
Mitteilung gemacht. Nachdem aber die Havas-Agentur die Meldung 
in alle Welt hinauspoſaunt hatte, ſah man auch in Polen keinen Anlaß 
mehr, über die Angelegenheit Stillſchweigen zu wahren. Man gab darauf 
ſehr deutlich zu erkennen, daß man in dem Eintreten der franzöſiſchen 
Diplomatie für einen notoriſchen jüdiſchen Sauner eine Entgleijung 
erblicke. Die Antwort, die Laroche vom Stellvertreter des Winiſter— 
präſidenten erhalten habe, ſei kurz und bündig geweſen: Mit dem 
Sall Bouſſac beſchäftigte ſich in Polen zur Seit der 
Staatsanwalt, ſo daß die Verwaltungsbehörden 
jede Sinmiſchung in ein ſchwebendes Verfahren ent- 
ſchieden ablehnen müßten. Bouſſac habe den polniſchen 
Staatsſchatz um mindeſtens 16 Millionen Zloty betrogen. 

Dieſer Streit hat noch eine tiefere Bedeutung als die einer Aus- 
einanderſetzung mit franzöſiſchen Schiebern und Betrügern. Er iſt ein 
Ceileiner grundſätzlichen Auseinanderfetzung über 
die Rolle des Großkapitals im polniſchen Wirt- 
ſchaftsleben. Es gibt im Warſchauer Regierungslaoer einfluß- 
reiche Leute — und fie ſind mit der letzten Negierungsumbildung mehr 
in den Vorderdrund getreten —, die eine Einfhränkung des 
Sroßkapitals, namentlich des ausländiſchen, von 
Staats wegen für wünſchenswert und notwendig 
halten. Das ausländiſche Kapital ſoll nach der Auffaſſung dieſer 
Kreiſe nur etwa in dem Rahmen zur Betätigung in Polen zugelaſſen 
werden, wie er in den beiden letzten Anleihe abkommen mit 
England abgeſteckt worden iſt: der ausländische Kreditgeber wird 
nur zur Erledigung beſtimmter Aufgaben (in den beiden 
engliſchen Fällen: zur Elektrifizierung des Warſchauer Bahnknoten- 
punktes und zur Ausſtattung des polniſchen Eiſenbahnwaggonparkes 
mit Weſtinghouſe-Bremſen) zugelaſſen. Sine dauernde Seſtſetzung 
fremden Kapitals und deſſen freie Betätigung wollen dieſe radikalen 
Kreiſe nicht mehr zulaſſen. 

Für die nationaliſtiſch und ſozialiſtiſch Eingeſtellten hat dieſer 
Gedanke ſicher etwas Verlockendes und Beruhigendes. Eine andere 
Stage iſt es aber, ob auf diefe eife das vielſeitige 
Kapitalbedürfnis der polniſchen Wirtſchaft be⸗ 
friedigt werden kann. Bei der geringen Kapitalbildung in 
Polen ift an die Möglichkeit einer Ablöſung des gerade in den 
wichtigſten Induſtriezweigen inveftierten Auslandskapitals durch pol- 
niſches Eigenkapital nicht zu denken — es ſei denn, daß Polen die 
gegenüber den Pleßſchen Unternehmungen angewandten Methoden 
einer ſchlecht getarnten Enteignung allgemein zur Anwendung zu bringen 
gedenkt. Polen wird ſich im weſentlichen mit der Errichtung einer 
verstärkten ſtaatlichen Kontrolle über die mit ausländiſchem Kapital 
arbeitenden Unternehmungen jufriedengeben müſſen. Daß dieſer 


Wunſch, das Auslandskapital zu kontrollieren, beſteht, iſt in einem Jo 
ſtark kapitalüberfremdeten Lande verſtändlich. Das heißt jedoch nicht, 
daß 3. B. Oeutſchland es ruhig hinnehmen kann, wenn unter der 
Parole des Kampfes gegen fremdes Kapital eine 
rückſichtsloſe Ausrottungspolitik gegen das alt- 
eingeſeſſene Deutſchtum Oſtoberſchleſiens ge- 
führt wird. Dort dient dieſe Parole nur als Vorwand für die Er- 
reichung anderer, politiſcher Ziele. Der deutſche Unternehmer hat ſich 
in Polen noch immer als ein weſentlicher Aufbau- 
faktor des polniſchen Wirtſchaftslebens erwieſen. 
Er hat mit dem franzöſiſchen Kapitaliſten, der — wie im Falle Syrardom 
— Polen lediglich als ein Ausbeutungsobjekt wertet., nichts gemein. 
Was es heißt, deutſche Unternehmer und deutſches Kapital zu ver- 
drängen, das wird gerade durch die Geſchichte der Zurardower Werke 
bewieſen. Heute, wo es ſich in franzöſiſchen Händen befindet, ilt 
Surardow ein Skandal. Was es früher, als es noch in deutſchen 
Händen war, geweſen ift, das iſt in einer im Jahre 1927 von Zyrar- 
dower Magistrat herausgegebene Schrift,, deren Lektüre auch für den 
Woſewoden Grazynfki recht nützlich ſein könnte, u. a. mit folgenden 
Worten beſchrieben worden: „Karl Dittrich (der deutſche Nachfolger 
des Gründers der Werke) ſagte des öfteren: ‚Der Kapitalismus ſchlägt 
Wunden, er muß fie auch heilen.“ Eingedenk dieſes Grundſatzes fcheute 
er keine Opfer; er errichtete muſterhafte Kinderheime, Schulen, 
Krankenhäufer, Altersheime ein Volkshaus uſw. Aus eigenen Mitteln 
ſtiftete er die erſte prächtige Kirche in Zurardow und ermöglichte den 
Bau der zweiten. Er gründete für Arbeiter und Anaeftellte eine 
Sparkaſſe, die ſehr gute Bedingungen gewährte, und zahlte als erſter 
in gan; Polen freiwillig Altersunterſtützungen aus, deren Höhe nach 
der Sahl der Dienſtjahre berechnet wurde. Dabei iſt zu bemerken. 
daß dies in einer Seit geſchah, in der das Sarentum alle ſozialen und 
wirtſchaftlichen Probleme durch Einſatz von Koſakenhundertſchaften 
zu löſen pflegtel“ 

Das Wilnaer „Slo wo“ nimmt die Zurardower Affäre zum 
Anlaß, um einige Bemerkungen über das ſüdiſche Kapital in 
Polen zu machen. Die Regierung fei in ihrem Vorgehen gegen das 
fremde Kapital inkonſequent. Sie bekämpfe nur die Naubgier des 
ausländiſchen Kapitals, und der Miniſterpräſident Kozlowſki habe 
ſoeben erklärt, daß das fremde Kapital, das in Polen wie in einer 
Kolonie arbeiten wolle, dort nichts zu ſuchen habe. Gleichzeitig 
aber dulde er die ſtarke Expanlion des jüdiſchen 
Kapitals, das doch nicht minder fremd Jei, auf dem 
Sebiete des landwirtſchaftlichen Sroßgrundbe⸗ 
ſitzes. Wenn die Entwicklung fo weitergehe. würden in den ehemals 
ruſſiſchen Landesteilen Polens Verhältniſſe wie in Galizien eintreten, 
wo der größte Ceil der Landgüter ſich in jüdiſchen 
Händen befinde und der Landbeſitz wie eine Ware aus einer 
Hand in die andere gehe. Ebenſo wie es dem Staat nicht gleich- 
gültig ſei, wem Surardow gehöre, ebenſo wenig dürfe ihm gleichgültig 
Jein, wem die Majorate alter polniſcher Magnatenfamilien gehören. 
Die nationaldemokratiſche ‚Sazeta Warſzawſka“ nimmt mit 
Befriedigung davon Kenntnis. daß jetzt ein führendes Blatt der Ne⸗ 
gierungspartei eine wichtige Seite der Judenfrage in Polen begreife; 
und fie hofft, daß der Tag nicht mehr fern ſei, wo es keinen anjtändi=- 
gen Menſchen in Polen mehr geben werde, der nicht begriffen habe. 
das die Judenfrage das wichtigſte Problem des polniſchen Lebens ſeil 


Gſtland⸗Woche. 


Frankreich will Polen kaufen. 

Warſchauer Blätter melden, daß Frankreich bereit ſei, Polen 
ejne langfriſtiqe Anleihe von einer Milliarde 
Sranken zu gewähren, falls Polen dem Oftpakt bei- 
trete. In Paris werde in Kürze ein polniſcher Sonderdelegierter 
eintreffen. der mit allen Vollmachten ausgeſtattet fein werde, um die 
Verhandlungen zu Ende zu führen. Frankreich wolle durch Sewährung 
der Anleihe ju erkennen geben, daß es die in der letzten Zeit zwiſchen 
Polen und Frankreich aufgetauchten Differenzen als beigelegt betrachte. 
Eine Beſtätigung dieſer Meldung liegt nicht vor. 


Die Reichsdeutſchen aus dem Oſten wählten. 


Wie bei den letzten Abſtimmungen, Jo haben ſich auch dieſes Mal 
wieder die Neichsdeutſchen im Auslande in großer Sahl zur 
Urne begeben. In Danzig, deſſen Deutschtum dem Führer im Herzen 
fein freudiges Ja gegeben hat, wurde die geſchloſſene Abfahrt der dort 
lebenden oder im Urlaub weilenden Neichsdeutſchen zu einer großen 
Kundgebung für Adolf Hitler. Auf dem Seedienft-Schiff „Preußen“ 
haben 9531 Neichsdeutſche ihre Wahlpflicht erfüllt. Minderbemittelten 
Volksgenoſſen wurde durch die NS die Teilnahme an der Abstimmung 
erleichtert. 8810 Wähler ſtimmten mit „Ja“, 636 mit 
„Nein“; 85 Stimmen waren ungültig. Das deutſche Generalkonſulat 
in Kattowitz hatte rund 3200 Stimmſcheine an in Oftober- 
ſchleſien anſäſſige Reichsdeutſche ausgegeben. Die Stimm- 
verteilung auf „Ja“ und „Nein“ läßt ſich hier, da nicht geſchloſſen ab⸗ 
geſtimmt wurde, nicht feſtſtellen. Dasfelbe gilt für die Reichsdeutſchen, 
die aus dem Poſenſchen und Pommerelliſchen über die Grenze gekommen 
ſind, um zu wählen. Die Neichsdeutſchen der Stadt Poſen wurden in 


Oeutſch-Uſch, wo fie ihre Stimmen abgaben, von einem Vertreter des 
Regierungspräfidenten und vom Bund Deutjcher Often begrüßt und von 
der Bevölkerung herzlich aufgenommen. Die Reichsdeutſchen in den 
baltiſchen Ländern nahmen gleichfalls faſt ſämtlich an der Wahl teil. 
Aus dem Memelgebiet und Litauen, aus Lettland und J. C. auch aus 
Eſtland kamen zahlreiche Wähler nach Oſtpreußen, um dort ihre Stimmen 
abzugeben. Der größte Teil der eſtländiſchen Reichsdeutſchen 
wählte an Bord des Dampfers „Nabe“, der mit 341 Wahlbeteiligten 
von Neval aus in die Finniſche Bucht binausfuhr, wo in neutralem 
Gewäſſer der Wahlakt vor ſich ging. 333 Ja-Stimmen fteben 
dort nur 7 Nein-Stimmen gegenüber. Von Riga aus 
ging der Dampfer „Achilles“ am Wahlſonntag zweimal in See, um außer- 
halb der Drei-Meilen-Zone den lettländiſchen Neichsdeut⸗ 
ſchen Gelegenheit zu geben, ihrer Wahlpflicht zu genügen. Von den 
660 abgegebenen Stimmen waren 656 Ja-Stimmen, 
Jungültig und 7 Nein-Stimmen. 


Die polniſche Preſſe zum 19. Auguſt. 


Die polniſche Preſſe hat ſich naturgemäß mit dem Er- 
gebnis der Abſtimmung vom 19. Auguſt ſehr lebhaft be⸗ 
schäftigt. Die Beurteilung ift im allgemeinen günſtig, wenn 
auch zurückhaltend. Im folgenden ſeien nur zwei polniſche Preffe- 
ſtimmen wiedergegeben die eine voll rückhaltloſer Anerkennung der 
deutſchen Volksgeſchloſſenheit, die andere voll gehäfliger Geiſtreiche⸗ 
leien. In dieſen beiden Aeußerungen ſpiegelt ſich ſehr deutlich die 
zwieſpältige Sinſtellung der polniſchen Preſſe zum 
neuen Deutſchland. Die eine Außerung iſt dem „Rurjer 
Warſzawſ bi“ entnommen. Er ſchreibt: Die Wahlen Jeien vollſtändig 
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geheim und unbeeinflußt durchgeführt worden. Der Wahlſieg Adolf 
Hitlers werde auch durch den Prozentsatz der Nein-Stimmen nicht ge⸗ 
ſchmälert, denn die Nein-Stimmen ſeien die Beſtätigung dafür, daß 
jeder deutſche Wähler völlig nach freiem Gutdünken hätte wählen 
können. Die letzten Ereigniffe hätten in Oeutſchland nicht 
ſpurlos vorübergehen können. Wie man ſehe, ſei ihre Auswirkung 
minimal. Die Kriſe, die der Nationalſozialismus infolge der Röhm- 
Revolte zu überſtehen hatte, ſei am geſtrigen Sonntag endgültig ab- 
geſchloſſen und überwunden worden. Der Nationa ho zialismus 
ſtehe heute im Reich neu geftärkt und neu gefeſtigt da. 
Die rechtliche Autorität der deutſchen Verfaſſungsänderung, die geftern 
beſtätigt worden ſei, ſei Jo überragend, daß fie vor jeder Kritik gefeit 
ſei. Das Plebijjit vom 12. November 1933 hatte eine ganz andere 
Grundlage. Man braucht nicht zu betonen, daß es unvergleichlich leichter 
war, das ganze Voll für die Regierung zu gewinnen, als es darum 
ging, dem Ausland Widerſtand zu leiſten, das die deutſche Forderung 
nach Gleichberechtigung nicht annehmen wollte. Am 12. November v. J. 
wurde nicht für Hitler, ſondern für Deutſchland abgeſtimmt. Die Siffern 
vom 10. Auguft können nur mit denjenigen vom 10. April 1932 verglichen 
werden. Damals fielen bei der Neichspräſidentenwahl auf Adolf Hitler 
13 417 460; Hitler hat alſo in zwei Jahren und drei Monaten 24 882 054 
Stimmen hinzugewonnen. 

Die andere Außerung entstammt dem Krakauer „J luſtro wann 
Kurjer Sodzienny“. Er ſchreibt u. a.: Das Wahlergebnis ent- 
halte auch nicht den Schatten einer Überraſchung. Sowohl praktisch 
wie ſumboliſch jei die politiſche Bedeutung dieſes Ergebniſſes mini⸗ 
mal. Es habe Hohenstaufen, Habsburger und Hohenzollern gegeben. 
Warum ſolle es nicht auch Hitlers geben? Alle fängen ja mit „H“ an. (! D) 
In dieſem Boulevardblatt-Stil geht es dann weiter. Es liege in der 
Natur der Diktaturen (2h, daß Volksabſtimmungen ihnen immer 
große Wahlſiege brächten. Die letzte Vollesabſtimmung unter Napo⸗ 
leon III. habe am 8. Mai 1870 ihm ebenfalls einen glänzenden Triumph 
gebracht, denn 7,3 Millionen hätten ſich für das Kaiſertum, nur 1,5 Mil- 
lionen dagegen ausgefprochen, und trotzdem habe Napoleon 4 Monate 
ſpäter am 2. September nach dem Fall von Sedan ſeinen Degen dem 
deutſchen Sieger übergeben. Was dieſes polniſche Negie rungs- 
blatt in dieſem Artikel ſonſt noch über das deutſche Voll und den 
Führer ſchreibt, zeugt von einer derart ſchmutzigen Gefinnung, daß es 
ſich ſchwer wiedergeben läßt. Von fachlicher Kritik keine Spur. Die 
Abficht, herabzuſetzen und zu beſch impfen! kenn 
zeichnet Inhalt und Stil. Su einer Auseinanderfetzung mit 
Jolchen Erzeugniſſen einer unbeherrſchten Journaliſtik liegt keine Ver⸗ 
anlaſſung vor. 


Der Führer an die Oſtmeſſe. 


Der Reichskanzler und Führer Adolf Hitler hat an die 
22. Deutſche Oſtmeſſe Königsberg folgendes Schreiben gerichtet: „Möge 
die Deutſche Oſtmeſſe dazu beitragen, die zwiſchenſtaatlichen 
Beziehungen im mitteleuropäiſchen Raum in wirt⸗ 
ſchaftlicher, kultureller, politiſcher Hinſicht aus- 
zugeſtalten. Nicht imperialiſtiſche Ziele beherrſchen die Wirt⸗ 
ſchaft des nationalſozialiſtiſchen Deutfchland, ſondern das DBe- 
ſtreben, einem Millionen-Volk Arbeit und 
Br ot zuſchaffen. Im Zeichen dieſes Aufbauwillens eines Volkes, 
das ſich innerlich wiedergefunden hat und das bei Bewahrung 
ſeiner Ehre und Sreibeit an der Befriedung Oft- 
europas mitarbeiten will, hat auch die Deutjche Oſtmeſſe 
e Aufgaben zu erfüllen. Aus dieſem Grunde möge ihr ein 

tfolg beſchieden fein. (ge:) Adolf Hitler“ 


Polen und die deutſchen Meſſen. 


Polen ift auf der diesjährigen 22. Königsberger Oftmefje 
zum erſten Male offiziell vertreten. Darin kommt die Catſache der 
deutſch-polniſchen Annäherung, der Wunſch, nach einem lähmenden Zoll- 
kriege miteinander wieder ins Geſchäft zu kommen, ſichtbar zum Aus⸗ 
druck. Außer der offiziellen Ausſtellung find aus Polen — wie auch aus 
Lettland, Eſtland, Finnland, Sowjetrußland, Litauen um. — Studien⸗ 
kommiffionen, führende Perſönlichkeiten der polniſchen Wirtſchaft und 
andere Intereffenten nach Königsberg gekommen. Ebenſo läßt Polen ein 
ſtarkes Intereſſe an der Leipziger Herbftmeffe, die Ende 
Auguſt stattfindet, erkennen. Die polniſchen Firmen, die dort bereits feit 
Jahren ausſtellen, werden diesmal ſtärker vertreten ſein. Auch hier 
haben zahlreiche Abordnungen polniſcher Handels- und Gewerbevereini⸗ 
an ihren Beſuch der Melfe bereits angemeldet. Für die kommende 

rühjahrsmelle in Leipzig ift eine große polniſche Sammelausftellung ge- 
plant. Bereits vor Jahren war Polen einmal mit großem Erfolg in 
Leipzig mit einer ſolchen Sonderschau feiner Ausfuhr-Erzeugniffe ver- 
treten. Dieſer vielverſprechende Verſuch mußte damals wegen des ſich 
verschärfenden Wirtſchaftskonfliktes aufgegeben werden. Wenn jetzt an 
die Wiederaufnahme dieſes Verſuches herangegangen wird, Jo iſt das 
ebenſo ein Beweis für die wirtſchaftliche Wiederannäherung Deutſch⸗ 
lands und Polens wie die Ablicht deutſcher Wirtſchaftskreiſe, den pol⸗ 
niſchen Meffen, insbeſondere denen in Poſen und Lemberg, in Zukunft 
eine ſtärkere Beachtung zu ſchenken, und wie der Plan, Polen zu der 
in 8 alljährlich in Breslau ſtattfindenden Südoſtausſtellung heran- 
zuziehen. 


Kongreſſe in Warſchau. 


Demnächſt wird in Warſchau der Onter nationale Heogra⸗ 
phentag ſtattfinden. Beſondere Beachtung verdient die Tagung des- 
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halb, weil zum erſtenmal nach dem Weltkriege auch die deutſche 
geographiſche i ſenſchaft vertreten fein wird, und 
ferner deshalb, weil auf polniſchen Vorſchlag zum Präſidenten des Cages 
ein politiſch belaſteter amerikaniſcher Geograph 
gewählt worden ift. Es handelt ſich um Prof. Dr. Sſaſah Bowman, 
der ſeinerzeit als amerikaniſcher „Sachverſtändiger“ bei der Feſtſetzung 
der deutſch-polniſchen Grenze in Verſailles eine einflußreiche Rolle gefpielt 
hat. Bowman wurde im Jahre 1017 von Oberſt Houſe, der als engſter 
Vertrauter des Präſidenten Wilſon in Jo überaus verhängnisvoller Weiſe 
gewirkt hat, in die Kommiſſion berufen, die die Aufgabe hatte, für die 
von Wilfon geplante Neuordnung Europas das erforderliche ſtatiſtiſche, 
geographiſche und hiſtoriſche Material zuſammenzutragen. Bowman 
gelang es, den entſcheidenden Einfluß in diefer Kommiſſion, deren Vor- 
fittender der Schwager des Oberſten Houſe, Prof. Mezes, war, zu ge⸗ 
winnen. Unter ſeinem maßgeblichen Einfluß wurde Anfang 1918 dem in 
europäiſchen Dingen ahnungsloſen Präſidenten der Vereinigten Staaten 
ein gutachtlicher Bericht vorgelegt, in dem von der „Notwendigkeit eines 
angemeffenen Zuganges Polens zum Meere“ die Rede war. In Verſailles 
gehörte Bowman dann als amerikaniſcher Vertreter der „Com- 
mission des affaires polonaises“ (, Ausschuß für 
polniſche Angelegenheiten“) an, die am 1. März 1919 einen Unter- 
ausſchuß mit der Ausarbeitung der polniſchen Grenzziehung betraute. 
In dieſem Unterausſchuß ſaß neben General Le Rond (Frank- 
reich) und Oberſt Kiſh (England) auch Bowman. Ob es ein glücklicher 
Gedanke war, gerade einen politiſch Jo vorbelaſteten Profeſſor zum Prä- 
ſidenten des Warschauer Geographentages zu machen, muß fraglich er⸗ 
ſcheinen. Polniſcherſeits mag, als man Bowman für diefes Amt vor⸗ 
ſchlug, die Abſicht mitgefpielt haben, den J. St. fo hilfreichen Amerikaner 
ju ehren; vielleicht wird auch die Hoffnung gehegt, in ihm auf dem 
bevorſtehenden Geographentag wieder einen politiſchen Sekundanten zu 
finden. — Noch ein anderer politiſch bedeutſamer wiſſenſchaftlicher Kon- 
greß wird demnächſt in Warſchau zuſammentreten: die internatio⸗ 
nale Cagung der flawiſchen Forſchung, auf der, wie ſchon 
auf den früheren Tagungen die Themen über die deutfch-Jlawifchen Rultur- 
beziehungen eine erhebliche Rolle ſpielen werden. 


Deutſche Schulanmeldungen abgelehnt. 


In den oſtoberſchleſiſchen Ortſchaften Nudultau, Czernitz und 
Piece find in dieſem Jahre insgefamt 381 Kinder für die deutſche Privat- 
ſchule an- bzw. aus der polniſchen in die deutſche Schule umgemeldet 
worden. Von dieſen 381 Anträgen hat die zuſtändige Schulbehörde nun⸗ 
mehr nicht weniger als zwei Drittel abgelehnt, während lediglich 134 An⸗ 
trägen (56 Neuanmeldungen und 78 Ummeldungen) ſtattgegeben wurde. 
Demnach wurde 247 Kindern, für die ein entſprechender Antrag geſtellt 
worden war, die Aufnahme in die deutſche Schule verweigert 


Deutſche Volksſchule in Liſſa. 


Nach einer Mitteilung des „Poſener Cageblattes“ hat das pol- 
niſche Schulkuratorium die Errichtung einer Jechsklafligen 
privaten Volksſchule mit deutſcher Unterrichts 
fprache in Liſſa beſtätigt. Die Schule bildet den Unterbau des 
deutſchen Gymnafiums in Liſſa. Sie wird den Namen „Peſtalo i- 
Schule“ führen. 


Warum nicht „Tallinnſche Zeitung“? 


Wie berichtet, hatte ſich die eſtniſche Preſſe darüber entrüftet, daß 
die „RNevalſche Zeitung“ ſich nicht „Callinnſche Zeitung“ nennt, 
da es ja den deutſchen Namen Neval „nicht mehr gebe“. Hierzu hat 
jetzt die „Revalſche Zeitung“ wie folgt Stellung genommen: „Die 
eſtniſche Preſſe ſcheint ſich auf den Standpunkt zu ftellen, daß in einem 
jelbſtändigen Estland deutſche Ortsbezeichnungen kein Existenzrecht mehr 
hätten. Damit wird aber die Frage unter einem ganz falſchen Geſichts⸗ 
punkt beurteilt. Mit der Selbſtändigkeit der eſtländiſchen Republik 
bat die ganze Sache nicht das geringfte zu tun, ſondern es handelt ſich 
einfach um die bekannte Tatſache, daß jede Sprache ihre 
eigenen Ortsbezeichnungen hat, ſo daß, wenn in einem 
Lande verſchiedene Völker leben, dieſe die Ortſchaften ihrer Heimat 
auch je nach ihrer Mutterſprache oft verſchieden benennen werden. In 
Sinnland heißt die Hauptſtadt ſchwediſch Helſingfors, finniſch Helfinfki, 
und etwa in Genf erſcheinende deutſche und franzöſiſche Zeitungen 
würden doch ſicherlich dieſe Stadt — die einen mit dem deutſchen, die 
andern mit dem franzöſiſchen Namen bezeichnen. Wenn man in deut- 
ſchen Sätzen ſtatt „Kopenhagen“ „Kjöbenhavn“ oder ſtatt „Venedig“ 
„Venezia“ oder ſtatt „Dorpat“ „Tartu“ Jagen wollte, jo würde man 
einfach ſeine Mutterſprache falſch prechen, und es 
bleibt unverſtändlich, warum das von einem verlangt werden Joll. 
Warum nennen denn die Eſten ſelbſt die ruſſiſchen Städte nicht etwa 
dow oder Pfkom, ſondern Qudowa und Pihkwa? Einfach, weil 
dieſe Orte eſtniſch Jo heißen. Alſo wozu der Lärm? Ver wird dadurch 
geſchädigt, wenn die Deutſchen in Eftland richtig deutſch ſprechen? 
Wenn aber der Verfaſſer zum Schluß ſeines Artikels im „Päewaleth“ 
die geſchmackvolle Wendung braucht: „das eſtniſche Mehrheitsvolk 
wünſcht es, daß unſere Sprache und unſere Namen nicht beſchmutzt 
werden“ (ei ſolgitaks), jo kann man dazu nur ſagen: es gibt Leute, die, 
wenn ihnen in der Polemik die Argumente ausgehen, ſich nicht anders 
zu helfen wiſſen, als daß ſie anfangen zu ſchimpfen. Das hat natürlich 
weiter gar keinen Effekt als den, daß ſie einem damit unfreiwillig 
einen ziemlich genauen Maßſtab zur Schätzung ihres Bildungsgrades 
in die Hand geben.“ 


0 


Das oberſchleſiſche Induſtrierevier — Notſtandsgebiet. 
Durch einen Erlaß des Preußiſchen Minifters des Innern find die 


Städte Beuthen, Gleiwitz und Hindenburg ſowie elf 
Semeinden des Landkreiſes Beuthen-Carnowitz 
und achtzehn Gemeinden des Pandkreijes CToſt⸗ 


Gleiwitz als Notſtandsgebiet erklärt worden. Das Notjtandsgebiet 
umfaßt den ganzen Induſtriebezirk mit ſeinen Rand- 
gebieten. Vom Landkreis Beuthen-Tarnowitz, dem ſogenannten 
Induſtriekreiſe, iſt nur der nördlichſte landwirtſchaftliche Teil aus- 
genommen. Im Landkreis Toſt-Gleiwitz fällt der Jüdoftliche Teil um 
die Stadt Gleiwitz in das Notſtandsgebiet. Mit einbezogen ijt auch 
die Stadt Peiskretſcham. Die Erklärung als Notſtandsgebiet bedeutet, 
daß Erwerbs- und Wohnungsloſe nur dann in die Orte 
dieſes Gebietes zuziehen dürfen, wenn ſie nachweiſen, daß ſie nicht 
der Öffentlichkeit zur Laſt fallen werden. Das bedeutet praktifch Jo 
gut wie völlige Sperrung des Suzuges derartiger Perſonen. Bisher 
waren nämlich die Suzüge unterſtützungsbedürftiger Perſonen in den 
Induſtriebezirk immer noch ziemlich hoch, ſo daß die Gemeinden außer 
den Laſten für die erhebliche Sahl der Arbeitsloſen in der eingeſeſſenen 
Bevölkerung auch noch bedeutende Aufwendungen für die 
Suziebenden zu tragen hatten. Innerhalb des Notſtands- 
gebietes beſteht dagegen keine Beſchränkung der Freizügigkeit von 
einer Gemeinde jur anderen. 


Oderverlegung bei Ratibor. 


Die ſeit Jahren beabfichtigte Oderverlegung bei Ratibor wird nun 
endlich zur Tat. Die großzügige Maßnahme, die eine Bauzeit don 
etwa vier Jahren erfordern wird und die einſchließlich der not- 
wendigen Nebenarbeiten wie Wegeverlegungen und Brückenbauten, 
auf rund 19 Millionen AM. veranſchlagt iſt, wird am 
21. Auguſt im Nahmen einer würdigen Kundgebung eröffnet werden, 
wobei Gauleiter und Oberpräſident Helmuth rückner den erſten 
Spatenſtich tun wird. Die Oderverlegung bezweckt vor allem eine 
Verbeſſerung der Hochwaſſerabführung im Oder- 
tal. Außerdem wird fie neues Siedlungsgelände erſchließen 
und eine Verbeſſerung der Seſundheitsverhältniſſe 
in Natibor herbeiführen. Gleichzeitig ſtellt ſie eine wirkſame Maß 
nahme zur Behebung der Arbeitsloſigkeit dar. 
„Friedenau“ und „Sankt Annaberg“. 

Der preußiſche Minister des Innern hat den Namen der Landgemeinde 
Eziffek, Kreis Coſel, Regierungsbezirk Oppeln, in „Friedenau“ 
und den Namen der Landgemeinde Annaberg, Kreis Groß Strehlitz, 
Regierungsbezirk Oppeln, in „Sankt Annaberg“ umgeändert. 
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Arbeitsdienſt im Oſten. 


Nachdem im Arbeitsgau VIII (Oſtmark) der Ausbau und der- 
zeitige Stand der Kiefernharz nutzung zur vollſten Sufrieden- 
heit der verantwortlichen Stellen gediehen iſt, wird man jetzt auch in 
anderen Arbeitsgauen des Deutſchen Arbeitsdienſtes darangehen, ſich 
der Kiefernharznutzung zu widmen. Bei dem Aufbau und der Organi- 
ſation der Kiefernharznutzung in den anderen Arbeitsgauen des Reiches 
wird ausſchließlich auf die in den fünf Betrieben des Arbeitsgaues VIII 
(Oſtmark) ausgebildeten Führer zurückgegriffen werden. Die bahn 
brechende Inangriffnahme dieſes neuen Tätigkeitsfeldes für den Arbeits- 
dienſt durch die Einheiten des Arbeitsgaues VIII hat ſomit ihre erſten 
Früchte getragen. 


Ein Muſeum oſtmärkiſcher Ausgrabungen. 


Der Vertrauensmann für vor- und frühgeſchichtliche Bodenalter— 
tümer in der Provinz Brandenburg, Profeſſor Dr. Un verjagt, 
hat dem Wunſche des Arbeitsgaus VIII (Ostmark), ein Lehr muſeum 
für oſtmärkiſche Bodenaltertümer zu errichten, zu⸗ 
geſtimmt. Dieſes Mufeum, das in der Cruppführerſchule in 
Friedland (Mark) erſtehen ſoll, wird in Sukunft alle Funde, 
die der Arbeitsdienst bei feinen Arbeiten macht, nach Konſervierung im 
Muſeum für Vor- und Frühgeſchichte in Berlin in der Burg Fried- 
land aufnehmen. 


Aufſchwung des Seedienſtes Oſtpreußen. 


Oer Seedienft Oſtpreußen erlebt in dieſem Jahre einen 
nie dageweſenen Aufſchwung. War im Vorjahr der Verkehr während 
der ganzen Saiſon auf 71000 Perſonen gewachſen, Jo ſind 1934 ſchon 
in den Monaten Mai bis Juli über 53000 Menſchen 
mit dem Seedienſt gefahren. Im Auguſt reichten in Einzel⸗ 
fällen die durch Dampfer „Kaiſer“ verſtärkten Seedienſtſchiffe 
„Hanſeſtadt Danzig“ und „Preußen“ nicht aus. Es wurde 
deshalb zeitweilig als viertes Verſtärkungsſchiff die Neichsbahnfähre 
„Preußen“ (Safnit) eingeſtellt. 


Oſt und Weſt. 

Die Stadt Aachen hat aus Anlaß der Benennung einer „Friedland— 
ſtraße“ der Stadt Friedland in Oftpreußen ein großes Bild vom 
Nathaus zu Aachen gefchenkt; es trägt die Widmung: „Oſt und Weſt in 
Treue feſt. Gewidmet von der Stadt Aachen ihrer Patenſtadt Friedland 
zum Gedenken an die Benennung der Friedlandſtraße in Aachen. Im 
Juli 1934.“ Das Bild wird im Sitzungsſaal des Sriedländer Nathauſes 
den ihm gebührenden Platz finden. 


UAnwabre. Bebgubfunoen über. die _Rlekihe_Bermaltunn,. 


Die polniſchen Kreiſe, die an dem Vernichtungsfeldzug 
des Wojſewoden Grazynfki gegen die Pleßſchen 
Unternehmungen Gefallen finden, ſcheinen nicht bedacht zu haben, 


dot, ſich. die linnlalau. und- millkiirlichen.. Wiudunagv., 14, Thljekfjch, auch., 
auf die Maſſe der in den Pleßſchen Betrieben beſchäftigten Arbeiter 
auswirken müffen. Seit Wochen beklagen ſich die Ar- 
beiter über die wachſende Not, in die fie dadurch 
geraten, daß infolge der Beſchlagnahmen die 
Löhne nicht voll oder überhaupt nicht ausgezahlt 
werden kö nnen. Ihre Vorftellungen und Bitten auf dem Woſewod⸗ 
ſchaftsamt, die beſchlagnahmten Lohngelder freizugeben und die 
Pfändungsaktion einzuftellen, um die Fortführung der 3. C. ſchon ohne 
Betriebsmittel daftebenden Betriebe zu ſichern, find erfolglos geblieben. 
Es ift kein Wunder, daß die Arbeiterſchaft angeſichts des un⸗ 
ſozialen Verhaltens der Behörden von einer ſteigenden 
Erbitterung ergriffen wird. Als es ſchließlich an einigen Orten ju be- 
wegten Verſammlungen kam, in denen die Haltung der Behörden ſcharf 
kritiſiert wurde, bekamen es die Befürworter der Grazunfkiſchen 
Politik doch mit der Angft zu tun. Aber anſtatt nun darauf zu dringen, 
daß die Behörden endlich auf die verſchiedenen von der Pleßſchen 
Verwaltung gemachten Ausgleichsvorſchläge eingehen, unternehmen ſie 
den Verſuch, die allgemeine ipftimmung der Ar 
beiterſchaft gegen den Fürſten bzw. den Prinzen 
von Pleß und die Pleßſche Verwaltung zu lenken. 
Sie ſcheuen dabei nicht vor offenſichtlichen Verleumdungen zurück. 
Der „Sluftrowany Kurjer Codzienny“ 3. B. behauptet, daß beſtimmte Be⸗ 
träge zu Lohnzahlungen freigegeben, aber zur Bezahlung von Schulden 
in Deutfchland verwandt worden ſeien. Anſtatt ſich wegen der Regelung 
ſeiner Steuerangelegenheiten mit den polniſchen Behörden in Verbindung 
zu ſetzen, habe Pleß ſich mit 14 Klagen an den Völkerbund gewandt. 
Die Arbeiter wüßten aber recht gut, daß ein ſolches Vorgehen eine 
„Provokation“ und „Nötigung“ ſei. 

Es handelt ſich hier um eine leicht nachzuweiſende Entjtellung der 
Catſachen, wie aus folgenden Ausführungen der „Oſtdeutſchen 
Morgenpoſt“ hervorgeht: 

Oer Krakauer polniſchen Seitung dürfte es bekannt fein, daß die 
Verwaltung auf Grund der neuen Steuerforderungen alles Mög- 
liche getan hat, um mit den Behörden eine Einigung 
zu erzielen, und eine Unzahl von Eingaben bis an das Fin an? 


miniſterium geſandt hat, die größtenteils noch unbeantwortet 
find. Auch iſt ein Angebot auf eine hohe Abſchlags⸗ 
zahlung ergangen, ohne daß damit die Pfändungen aufgehalten 
mexden,.knuntan... 

Was die Freigabe von Seldern zur Lohnzahlung an- 
geht, haben ſich die Dinge folgendermaßen abgeſpielt: Am 29. Mai trat 
die Bergwerksdirektion des Fürſten von Pleß in Kattowitz au die Woje⸗ 
wodſchaft heran, mit dem dringenden Auftrag, die Pfändung des Kontos 
bei der Deutſchen Bank und Diskonto-Geſellſchaft in Kattowitz auf⸗ 
zuheben, da die Betriebe infolge der Swangsvollſtrek⸗ 
kungs maßnahmen illiquid geworden und nicht im- 
ftande ſeien, die Lohn und Gebaltszablungen zu 
leiſten. Am nächſten Tage antwortete der Vorſteher der Sinanzabtei= 
lung der Wojewodfſchaft, daß in Berückfichtigung dieſes Antrages die 
Aufhebung der Pfändung der genannten Konten angeordnet worden ſei. 
Catſächlich beftand das Guthaben auf dieſem Konto 
im Augenblick der Beſchlagnahme aus wenigen 
taufend Zloty. Trotzdem war die formelle Freigabe dieſes Kontos 
notwendig, um einen von dritter Seite zu beſchaffenden Betrag für Lohn- 
und Gehaltszahlungen verwenden zu können, da ſonſt auf Grund des den 
Banken zugeſtellten Pfändungsbeſchluſſes jeder auf dieſem Konto ein- 
gehende Betrag automatisch gepfändet worden wäre. Das frei- 
gewordene Konto wurde nun, ſo gut es ging, aufgefüllt und 
zu Lohn und Sehaltszahlungen vermendet. Da der 
für dieſe Zahlungen nötige Betrag aber bei weitem nicht verfügbar war, 
wandte ſich nunmehr am 6. Juni der Betriebsrat der Gruben des Sürften 
von Pleß an den Vorſteher der Sinanzabteilung des Wojewodſchafts⸗ 
amtes. Dieſer erklärte dem Vorſitzenden des Geſamtbetriebsrates, er habe 
nicht die Abſicht, den Arbeitern die ihnen juſtehenden Gelder weg- 
zunehmen. Es ſeien daher der Verwaltung lediglich für Lohn- und Ge- 
haltszahlungen mehrere hunderttauſend Zloty freigegeben worden. Cat- 
fache ift jedoch, daß bis zum heutigen Tage neben 
dem oben erwähnten geringen Bankguthaben auch 
nicht der kleinſte Betrag von den gepfändeten und 
beſchlagnahmten Summen freigegeben worden iſt. 
Die Ausführungen des Krakauer Blattes ſtellen daher eine bewußte 
Irreführung der öffentlichkeit dar und laſſen die 
deutliche Abſicht erkennen, die Arbeiterſchaft aufzuhetzen 
und einen Keil zwischen Belegſchaft und Verwaltung zu treiben. 
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Königsberg als 


Tritt auch in Königsberg, als einer ausgeſprochenen Hafen- und 
Handelsstadt, die Induſtrie hinter Verkehr und Handel zurück, 
Jo hat ſich doch — im Jahrzehnt vor dem Kriege beginnend — eine 
recht bedeutende Induftrie in der oſtpreußiſchen Landeshauptſtadt ent- 
wickelt, die in einer großen Anzahl über den Nahmen einer örtlichen 
Bedeutung hinausgehender indujtrieller Werke und Unternehmungen 
zum Ausdruck kommt. Aber auch kleinere und mittlere Induſtriebetriebe 
nehmen im Wirtſchaftsleben der Stadt eine geachtete Stellung ein. 

An der Spitze der Induſtrie Königsbergs ſteht 
zweifellos die Holz- und holzverarbeitende Induſtrie, 
zum großen Teil in Verbindung mit Unternehmungen für Hoch- und Cief⸗ 
bau. Die Sägeinduſtrie, die in überragendem Ausmaße Hol} aus 
oſtpreußiſchen Wäldern verarbeitet, hat einen bedeutenden Abfatz an 
hochwertigen Schnitthölzern in das mittlere und 
weſtliche Deutſchland aufzuweisen, während Bauholz vor- 
nehmlich in die Häfen der Oſtſee und an die verarbeitende und 
Bauinduſtrie in Königsberg ſelbſt geliefert wird. Die bolz- 
verarbeitende Induſtrie iſt durch eine Reihe von Werken ver- 
treten, die Sperrplatten, Senjter, Türen und andere Holzmaſſenartikel 
berftellen. Allen Königsbergern vertraut iſt der Name der „Spulchen- 
fabrik“, der Holzwarenfabrik Königsberg, die ſich mit der Serſtellung 
von Nähfadenfpulen aus oftpreußifcher Birke beſchäftigt. Zu den holf⸗ 
verarbeitenden Werken gehören auch die Betriebe der Königsberger 
Jellſtoffinduſtrie mit ihren beiden großen am Pregel gelegenen 
Fabriken auf dem Sackheim und in Coſſe. Nach dem Urteil von Sach- 
männern ſind die Königsberger Sellſtoffwerke die leiſtungs fähigſte 
Anlage der Welt. Das Nohmaterial beziehen die zum Seldmühle⸗ 
Konzern gehörigen Fabriken aus den Nandſtaaten, während die fertige 
Gelluloſe in das bolzarme Ausland ausgeführt wird. 

Seit altersher iſt in Königsberg die Müblenindu ſtrie boden⸗ 
ftändig — ein ganzes Viertel in der önnenſtadt erinnert in feinen 
Straßennamen noch daran. Unter den Werken dieſes Zweiges ſind zu 
nennen neben der Walzmühle die Königsberger Mühlenwerke, die in 
der bekannten — zur Seit allerdings ſtilliegenden — Schälmühle eine 
Spezialität aus Hülſenfrüchten herſtellten. 

Die eiſen verarbeitende Induſtrie Königsberg iſt be- 
Jonders unter der pfleglichen Förderung des oſtpreußiſchen Gauleiters und 
Oberpräfidenten Erich Koch in jüngster Zeit einem weiteren Aufschwung 
entgegengegangen. Seit über Joo Jahren vertritt die Waggon 
fabrik L. Steinfurt die in gutem Ruf ſtehende oſtpreußiſche 
Wagenbauinduſtrie. Von hier aus gehen Eiſenbahnwagen, Straßenbahn- 
wagen, Karoſſerien und Sahrzeuge für landwirtſchaftliche Iwecke bis weit 
ins Neich hinein. Die erſt vor kurzer Seit ins Leben gerufene Oſt⸗ 
deutſche Stahlbau A.-G. ift im Rahmen des Induſtrialiſierungs- 
planes des Gauleiters unter Mitwirkung bekannter weſtdeutſcher Stahl 
induftrien, wie Chyſſen, entſtanden. Zu nennen iſt weiter die Schiffs- 
werft von Schichau in Sontienen, die frühere Schiff- und 
Maſchinenbauanſtalt Union. Unter den übrigen Betrieben der Eifen- 
verarbeitungsinduftrie erfreuen ſich eine Reihe mittelgroßer Werkſtätten 
für die in Ostpreußen bedeutende Land maſchinen-Sabrikation 
eines guten Nufes. 

Eine ganz große Blütezeit erleben gegenwärtig die zahlreichen Unter- 
nehmungen der Bauinduſtrie, und zwar jſowohl für Hochbau, wie 
auch für Tief- und Betonbau, die in der augenblicklichen Hoch-Seit der 
Bautätigkeit vollauf zu tun haben im Straßen- Brücken- und Häuſerbau. 
Ihnen verwandt ſind zahlreiche an der Grenze Groß-Königsbergs 
liegende leiſtungsfähige Betriebe der Steine und Erden, ſowie die unter 
dem Namen „Teerwerk Preußen“ bekannte Niederlaſſung eines Berliner 
Großunternehmens für Bauſtoffe aller Art. 

Nicht ſehr umfangreich, aber für den oſtpreußiſchen Bedarf be- 
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Induſtrieſtadt. 


deutend iſt die Textilinduſtrie mit einigen Speyialbetrieben ver⸗ 
treten. Die Oſtpreußiſche Oampfwollwäſcherei bereitet Jowohl oſtpreußiſche 
wie auch auswärtige Wolle im Neinigungsverfahren vor und führt ſie zur 
weiteren Verarbeitung den Spinnereien zu. Alteingeſeſſene Firmen be- 


„ſchäftigen ſich mit der Herſtellung von Planen, Selttuchen und Flaggen, 


für die in einer Hafenſtadt ja immer ein Ablatz gewährleiſtet iſt. 

An der Ernährungswirtſchaft iſt Königsberg mit zahlreichen Be⸗ 
trieben der Nahrungsmittelinduſtrie beteiligt. Große 
Brauereien in Ponarth, Schönbuſch, Devau und 
anderen Stadtteilen, ſowie große Likör und Se lterwaſſer⸗ 
fabriken haben ſich in der ganzen Provinz einen führenden Namen ge- 
macht. Der weltberühmte Königsberger Marzipan bedarf eigentlich 
keiner näheren Erläuterung, ſein Auf ſpricht für ihn. In dieſen Sweig 
gehören auch einige größere Süßwaſſerfabriken. Königsbergs Stellung 
als Seeſtadt hat ſelbſtverſtändlich aus einem recht umfangreichen Fiſch⸗ 
handel auch einige Unternehmungen für Konſervierung von 
Siſchen entſtehen laffen. In die Lebensmittel-Induſtrie gehört ferner die 
Königsberger Kühlhaus- und Krijtalleisfabrik A.-. Und ſchließlich 
jeien — wenn auch zur Seit nicht im Betrieb — die Oſtpreu- 
Bilben Fleiſchwarenwer be genannt, die modernjte und größte 
Sleiſchwarenfabrikationsſtätte Oftdeutfchlands — deren rieſige Werk- 
ſtätten in Hardershof liegen. 

In die recht lange Kette Königsberger Induſtriebetriebe reiht ſich 
auch an hervorragender Stelle die Slektrowirtſchaft ein, die 
in dem fajt die ganze Provinz verſorgenden Oſtpreußenwerk den 
größten Stromerzeuger Oſtpreußens beſitzt. Einen zwar kleineren, aber 
nicht weniger bedeutenden Anteil daran hat auch das Elektrizitäts- 
werk der Stadt Königsberg. Die Elektroinduftrie ergänzend 
haben lich in Oftpreußens Hauptſtadt große Unternehmungen des Reiches, 
die ſich mit der Herſtellung elektriſcher Apparate befaffen, mit ſehr be- 
deutenden Sweigſtellen niedergelaffen, wie Siemens, A S, Berg- 
mann u. a. Aus der chemiſchen Induſtrie find in Königsberg 
einige Fabriken zu nennen, die Öle und Fette erzeugen — unter ihnen 
die alte Seifenfabrik von GSamm und Sohn — ferner 
Färbereien und Neinigungsanſtalten, eine im Aufbau begriffene Lack- 
farbenfabrik ufw. 

Eine Sonderſtellung nimmt die von der Preußiſchen Bergwerks- und 
Hütten-Aktiengeſellſchaft mit Rohmaterial verſorgte Bernjtein- 
Manufaktur ein, die ihre Erzeugniſſe an Schmuck- und Schnitz⸗ 
arbeiten als einzigſtes Unternehmen ihrer Art auf der Welt in alle 
Lander der Erde ſendet. Mit der Herſtellung von Gebrauchs- und 
Schmuckgegenſtänden aus VBernſtein befaffen ſich neben der Manufaktur 
noch mehrere andere gewerbliche Betriebe. Hinzu kommen ſchließlich noch 
die großen kommunalen Betriebe, die als Verſorgungs- 
betriebe eine unerläßliche Einrichtung einer modernen Großſtadt ſind: 
die Königsberger Werke für Gas, Waſſer und Elektrizität, die Hafen- 
betriebsgeſellſchaft und der Städtiſche Schlachthof in Noſenau. 

Den Verkehrsbelangen der Königsberger Indu⸗ 
ſtrie ſtehen die großen, ausgedehnten Verkehrswege der Deutjchen 
Reichsbahn, der auf weite Strecken ſchiffbare Pregel, der 
in nicht allzu ferner Zeit auch einmal an das Binnenmwaller- 
ſtraßennetz angeſchloſſen wird, ein neben den übrigen Hafenanlagen 
Königsbergs eigens als Induſtriehafen eingerichtetes Becken für 
den ſeewärtigen Verkehr, jowie endlich ein ausgebautes Land- 
ftraßennet, das in einigen Jahren noch durch die dann vollendete 
NReichsautobahn nach dem Weſten erweitert wird, zur Verfügung. 
Die Werbung für Königsbergs Induſtrie hat die Deutſche Oſt⸗ 
meffe übernommen, die ihr — wie der geſamtdeutſchen Wirtſchaft — 
die Wege in den oſteuropäiſchen Wirtſchaftsraum öffnet. 

(Preußiſche Seitung.) 


der Anteil der deutichen Stämme an der Rückbeſiedlung der Oftlande. 


Die politiſche Wiedergewinnung des Oſtraums, ſeine wirtſchaftliche 
Erſchließung und kulturelle Seftaltung find ein Gemeinſchafts⸗ 
werk des deutſchen Volkes. 


Das deutsche Volk aber, feiner Naſſe und Geiſteshaltung nach im 
weſentlichen nordiſch beſtimmt, begegnet uns ſeit Beginn feiner geſchicht⸗ 
lichen Sendung in einer Vielfältigkeit von Stämmen. Sie ſtellen ſein 
urzeitliches, durch Wanderungen, Kriege, Auffpaltungen und Suſammen⸗ 
ſchlüſſe beeinflußtes Erbgefüge dar. Das Schickſal formte fie, einheitlich 
in den großen Wejenszügen, verfchieden in einzelnen Charaktereigenheiten. 
Sum Schickſal — eines Volkes, eines Stammes, eines Menfchen — ge- 
hört die Landschaft. Ihre geographischen, geologiſchen, klimatologiſchen 
und auch politiſchen Sonderungen prägen langſam, aber gewaltig Volks- 
tum und Stammesart. 

Die kleineren Einheiten, die vor der Völkerwanderung den deulſchen 
Naum erfüllen, ſchließen ſich in den kämpferiſchen Seiten feit dem 3. nach- 
christlichen Jahrhundert zu größeren Verbänden zuſammen. Dieſe find 
es, die geſchichtlich und geiſtig die Entwicklung des letzten 
Sabrtaufends getragen haben. 

Der geſamte deutſche Naum hatte durch den Abzug der Oſtgermanen 
und ihrer jwiſchen Oder und Elbe anfälligen Nachbarn eine unjer ganzes 
Sein gefährdende Verengung erfahren. Auf ſchmalſter Scholle fand ſich 


vor tauſend Jahren unſer Volk zuſammengedrängt, abgeriegelt durch die 
weſtwärts flutenden Slawen, die über die Weichjel bis zur Elbe und 
Saale geſtoßen waren; begrenzt durch Nordſee und Alpen; in hartem 
Kampf mit dem aus Kelten, Römern und Germanen erwachſenden, zum 
Nhein verlangenden franzöſiſchen Voll. 

Frieſen rangen an der Nordfeeküfte, an Buchten und auf Infeln 
mit dem mörderischen „blanken Hans“. Ein ftarkes Gefühl von Kraft 
und Freiheit ward ihnen eigen; aber das harte, ſtändig bedrohte Leben 
ließ ihnen wenig Seit für ein weiter ausgreifendes politiſches Wirken. 
Südlich von ihnen, in den faſt endloſen Weiten, in den Heiden, Mooren 
und breiten Ackerflächen des nördlichen Flachlands bis zu den Harz⸗ 
und Weſerbergen ſiedelte, mannigfach gegliedert, der Stamm der Sach = 
jen, vielleicht der Urſtamm, die Urzelle unſerer Naſſe. Weiter füdwärts, 
eine bewegte Berg- und Hügellandſchaft bewohnend, grenzten die Thü- 
ringer. Sie bildeten gegenüber dem niederdeutſchen Volkstum den 
mitteldeutſchen Übergang zum Oberdeutſchtum, das am Main beginnt. 
Viele Kleinſtämme find es geweſen, aus denen die Franken erwuchſen. 
Main-, Rhein- und Mofelfranken bevölkern jene herrlichen deutſchen 
Gaue, in denen die Nebe wächſt, deren Saft das Blut leichter durch 
die Adern ſtrömen läßt. Mit dem Rhein aber wanderte der fränkische 
Stamm in das Tiefland 15 0 Mündung des Stromes, bis ur Nord- 
ſee. Um den Oberrhein, im Elſaß, in Schwaben, in der Schweiß fand der 
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alemanniſch-ſchwäbiſche Stamm feinen Naum; öſtlich von 
ihm, von den Donauufern bis ins Hochgebirge hinauf, der bayerijche. 

Sachſen, Thüringer, Franken und Bayern waren es, 
die an der Elbe, der Saale und den böhmiſchen Nandgebirgen den fla— 
wiſchen Vormarſch aufhielten. Sie bildeten im 10. Jahrhundert, das 
die entſcheidende Entwicklung zum bewußten Deutſchtum bringt, unſere 
völkiſche Oftfront! Von ihnen ging der Gegenſtoß aus, der zur 
Wiedergewinnung des alt-germaniſchen Oſtraums geführt hat. 

Dem bayerijchen Stamm, der feine Bauernſchaften in die Alpen- 
täler und längs der Donau ausſchickte, danken wir die Schöpfung der 
erſten deutſchen Oſtmark, die den Namen Oft-Reich, Öjterreich, er= 
hielt. Durch Bayern, vornehmlich aber durch Franken und Thüringer, 
erfolgte die Beſiedlung Böhmens, wohin das flawiſche Volk der 
Cſchechen eingedrungen war. In wechſelvoller Geſchichte, die zeitweiſe 
die böhmischen Könige ſogar zu Trägern der deutſchen Kaiſergewalt 
machte, mißlang ſchließlich doch die völlige Eindeutſchung des böhmischen 
Keſſels, in dem heute auf zwei Cſchechen ein Deutſcher gezählt wird. 

Erfolgreicher als in Böhmen waren die Franken und Thüringer 
bei der Erſchließung und Beſiedlung der Meißenſchen, lau- 
jitziſchen und ſchleſiſchen Landſchaft. Hier bildete ſich in 
friedlich -kultureller überwindung wendiſcher und polniſcher Völker- 
ſchaften ein ſtammesmäßig und geiſtig ſtark einheitliches, mitteldeutſches 
Gepräge. Reich waren die Berge an Schätzen, reich die Acker an Frucht- 
barkeit. Sahlreiche Städte entjtanden, Heimat kKunftſinniger, liederfroher 
Menſchen. Siedlungsgeſchichtlich gehört auch Böhmen zu dieſem mittel- 
deutſchen Naum. Groß iſt die Bedeutung Prags für die neue deutſche 
Bildung. Hier, alſo auf Kolonialboden, wurde Deutſchlands erſte 
Univerfität gegründet. Von Prag zogen in nationaler Bedrängnis 
Studenten und Profeſſoren nach Leipzig, wo, ebenfalls in deutſchem Neu- 
land, eine zweite Univerſität entſtand. Auf mitteldeutſchem Boden finden 
wir die Anfänge einer (älſchlich „Hochdeutſch“ genannten) Gemein- 
ſchaftsſprache. Die Lebensfreude des Schleſiers wurde zeitweiſe 
durch ſchwerſte Nöte überſchattet: Gerade über dieſes Grenzland gingen 
vernichtend die Mongolen- und Huſſitenſtürme hindeg. Waren es dieſe 
Erfahrungen, war es altfränkiſches Erbe oder Einschlag aus der Seele 
öſtlichen Volkstums, daß gerade in Schleſien eine grübleriſche Religioſi— 
tät, eine muſtiſche Sottfchau erwachen? Von Jacob Böhme und Angelus 
Sileſius geht durch die mitteldeutſche Geisteshaltung eine Linie bis zu den 
ſchleſiſchen Dichtern und Sottſuchern der Gegenwart. 

Noch bedeutungsvoller aber für die deutsche Geſchichte wurde das 
Siedlungswerkeder Sachſen. Ein kernhafter, zäher Menjchen- 
ſchlag, ein Stamm von Bauern und Helden: Sie waren es, die bis zu 
den Tagen des Frankenkaiſers Karl am erbittertſten für Glauben, Art 
und Freiheit ihrer Väter gekämpft hatten, die auch nach der Einbezie— 
hung in das Reich herb und treu ihre Eigenart bewahrten, um endlich 
jelbſt Sejtalter und Walter deutfchen Weſens und deutſcher Größe zu 
werden. Was den Erben Karls, was Jelbjt einem Ludwig dem Deutſchen 
mißriet, die Schöpfung eines geſchloſſenen deutſchen 
Staates, gelang dem ſächſiſchen Stamm. Er jtellte den erſten wahr— 
haft großen König, den genialſten mittelalterlichen Verfechter deutſcher 
Cotalität. Es war Heinrich J., der Sachſenherzog, der als deutſcher 
König ein Aufbauprogramm übernahm und durchführte, wie es ähnlich 
erſt nach einem Jahrtauſend wieder, alſo heute, vorliegt und von dem 
Führer des Dritten Reiches in Angriff genommen wurde. Heinrich 1. 
ſicherte an allen bedrohten Grenzen den deutſchen Raum, gewann die 
entriſſenen Nord-, Weſt- und Südoſtmarken zurück, ſchmiedete des jungen 
Reiches Einheit, legte den Grund zur ſozialen und innenpolitiſchen Se— 
ſtaltung Deutſchlands und krönte fein unvergängliches Lebenswerk, in— 
dem er unſerm Volk den Weg zum Oſten eröffnete. An der mittleren, 
oberen und unteren Elbe kämpfend, gibt er ungezählten Geſchlechter— 
folgen, gibt er der ganzen deutſchen Geſchichte Weg und 
Siel. Verheißend klingt damals zuerſt der Name Brandenburg auf. 
Heinrich J. und in erfolgreicher Arbeit Jein Sohn Otto J., der 
Große, ſichern der deutſchen Kultur das Recht auf das voreinjt 
germaniſche, dann überfremdete Oſtland. Nückſchläge vermögen nur 
aufzuhalten, nicht aber zu hindern. Das Werk nimmt ſeinen Fortgang. 

Während der hohenſtaufiſche Imperialismus die Kräfte der Nation 
im Mittelmeerraum vergeudet, dringt ſächſiſche Sähigkeit, Jächjifcher 
Sielwille unaufhaltſam vor und fügt jenjeits Elbe und Oder Mark an 
Mark, Gebiet an Gebiet. Zu den Größten dieſer Seiten rechnen wir 
Heinrich den Löwen, deſſen machtvollen Oſtſtaat freilich Bar- 
baroſſa zerſchlug — eines der bitterſten Creigniſſe unſerer Gefchichte! 
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Aber andere Fürſten und Führer traten an des Löwen Stelle, Jo die 
Askanier, Jo ihre ſpäteren Nachfolger, die Hohenzollern 

Das Land um die Oſtſee wurde deutſch, man darf auch 
Jagen: ſächſiſch. Von Holſtein bis Pommern und Brandenburg ging der 
niederſächſiſche Bauerntreck. Die Schiffe der Hane pflügten das 
Baltiſche Meer. Von Lübeck aus ward Riga gegründet. Pflug und 
Kreuz eroberten den Voden. Dörfer und Städte erwuchſen ohne Sahl. 
Aus gotiſchen Domen klang das Geläut deutſcher Glocken. Die flawifchen 
Sürften ſelber waren es, die den deutſchen enſchen herbeiriefen und 
— vor der fauſtiſchen Größe der Neulandſchöpfung kapitulierend — 
Deutſche wurden. 

Das unſterbliche Werk des Niederjachjentuns jand feine Krönung 
durch die heroiſche Cat des Geſamtdeutſchtums im 
äußersten Oſten, um Weichſel, Pregel und Memel. Hier pflauzte 
der Deutſche Ritterorden das Panier ſeines Glaubens und 
eines Volkstums auf. Hier entſtand in der mujtergültigen Arbeit aller 
deutſchen Stämme eine Großmacht, die in den Seiten ihrer Blüte von 
der Neumark bis Gotland und Eſtland reichte. Ward fie auch, auf ein— 
ſamem Vorpoſten, verraten und zertrümmert, Jo blieb doch ihr Kern— 
fück: Oſtpreußen. Brandenburg aber und Oſtpreußen fanden Jich 
zufammen zum Brandenburgiſch-preußiſchen Staat, 
dem die deutſche Zukunft gehörte. Er reifte zur Vormacht im Oſtraum, 
als ſein Adler die Schwingen auch über Pommern und das Weichfelland, 
Schleſien und Poſen ſpannte. 

Im Staat Sriedrichs des Großen bildete ſich über das 
Stammesbewußtſein hinaus eine geistige Kraft: das Preußentum. 
Kant prägte in der preußiſchen Krönungsſtadt Königsberg den Begriff 
der Pflicht als den gültigen Grundſatz menſchlichen Handelns. Das 
Werk der ojtdeutjchen Geschlechter, der Bauern, Bürger und Ritter, der 
Hochmeiſter und Könige erhielt in der Formulierung des kategorifchen 
Imperativ die letzte und tiefſte Begründung. Aus dem kategorifchen 
Imperativ der Pflicht fuhr vom Ojten her der Freiheitsſturm 
über unſere Saue, Deutſchland von der Swingherrſchaft Napoleons be— 
freiend. Aus ihm erbaute Bismarck, der Niederſachſe und Preuße, 
das Werk der deutſchen Einheit. Aus ihm zog Oeutſchland die Kraft 
jeines fünfjährigen Ningens gegen die Welt. 

Aus dem Bewußtſein des unbedingten Befehls der Pflicht legten 
zwei Männer des deutſchen Oſtraumes, der Niederdeutſche Paul von 
Hindenburg und der Oberdeutſche Adolf Hitler, die Hände in- 
einander. Aus dieſem Bewußtſein, dem Deutſchland das Lebens- und 
Kraftfeld des Oſtens verdankt, ſchafft unſer Führer das Dritte Reich. 

In dieſen kurzen Ausführungen iſt in großen Sügen der Anteil der 
deutſchen Stämme an der Nickbeſiedlung der Oſtlande dargelegt. Not— 
wendig und wichtig iſt die Erkenntnis, aus welchen raſſiſchen Beſtand— 
teilen unſer Volk erwuchs, in welchen ſtammesmäßigen Sormungen ſich 
feine geſchichtliche Arbeit vollzog, und wie aus ihr die größte Cat der 
bisherigen deutſchen Geſchichte ward: Die Kolonijation des Oſtens, die 
das deutſche Voll zu ſeiner großen Sendung überhaupt erſt befähigte. 
Mit Dank verzeichnen wir, daß die Wiſſenſchaft der Gegenwart Jich den 
Fragen der Stammes, Volks- und Naſſenkunde in ſteigendem Maße 
zuwendet. Bedeutſam ſind hier namentlich die Forſchungen des dem mittel- 
deutſchen Kolonialraum entſtammenden, lange in Königsberg und jetzt 
in Wien tätigen Literarhiſtorikers Prof. Joſeph Nadler. Er war 
es, der ſchon ſeit langem den Blick dafür geſchärft hat, daß auch unſer 
Schrifttum eng und unlösbar mit Blut und Boden verbunden ijt. Sein 
neueſtes Buch: „Das ſtammhafte Gefüge des deutſchen 
Volkes“ (Verlag Köſel und Puſtet, München) muß als eine wirkliche 
Lebenskunde und Lebenslehre unſeres Volkes angeſprochen werden. Er 
zeigt, wie aus der Weſenhaftigkeit des hochdeutſchen und niederdeutschen 
Muttervolkes und aus dem Volk des „deutſchen Herzraums“ (TChü— 
ringen) die Neuſtämme und Siedelgemeinden des Oſtens geworden ſind. 
„Manmuß das, was im Donauraum und was ander Oſt⸗ 
jee geſchehen ift, gleichermaßen als deutſche Se 
schichte leſen.“ Die deutſchen Stämme ſind Glieder eines Leibes, 
deſſen Wille das Reich iſt. Das Neich der Deutſchen, die über den 
oſtdeutſchen Raum hinaus zum Weltvolk geworden ſind, muß zur gei= 
ſtigen und ſeeliſchen Einheit werden. Heute finden wir uns, nachdem 
Jahrhunderte lang unjere beſte Kraft lich gegen uns ſelbſt gerichtet bat, 
zu uns und unferer Art zurück. Wir wiſſen, daß das Werk unſeres 
Sührers die geiſtige Einheit unjeres Einhundertmillionenvolkes ver— 
wirklichen wird. Dr. Lüdtke. 


I eiktip rip fur Mutter und Kind! 


Sor eine Spendenfart 


0. 


Die Erfolge der Arbeitsſchlacht in Schleſien. 


Nach den Berichten des Landesarbeitsamtes Schleſien betrug die 
Arbeitsloſenzahl in Schleſien Ende Januar 1933 487789, 
Ende Juni 1934 nur 194 496. ODieſe Sahlen find ein Jo 
imponierender Beweis für die Aktivität, die der Nationalſozialismus auf 
dem Gebiet der Arbeitsbeſchaffung entfaltet, daß alle Nörgler darüber 
verſtummen Jollten. 


Die Arbeitslofigkeit in Schleſien betrug: 


Geitpunkt 1934 1933 

Ende Januar 314 937 487 789 
„ Sebruar 280 856 485 811 
H är; 211 336 447 117 
„ April 1% 265 406 318 
„ Mai 189711 379 071 
„ Juni 104 406 366 162 


Den ſtarken Einfluß der Jahreszeit auf den Ar⸗ 
beitsmarkt bringt die folgende Überſicht zum Ausdruck. Es be- 
trug der Rückgang der Arbeitslosigkeit gegenüber dem Monat Januar: 


Geitpunkt 1934 1955 
Ende Sebruar 25 081 1978 
„ März 103 601 40 672 
„ April 124 672 81471 
„ Mai 125 296 108 718 
„ Juni 120 441 121 697 


Im laufenden Jahre hat die Zunahme der Beſchäftigten in Schleſien 
ſchon im Februar und März; den Höchſtſtand erreicht. In den beiden 
Monaten Februar und März erhielten nicht weniger als 103 600 Jchle- 
liſche Arbeiter Beſchäftigung, während die Unterbringung dieſer felben 
Arbeitsloſenzahl im Vorfahre faſt vier Monate beanspruchte. Die Sahl 
der männlichen Arbeitsloſen ging von 251 457 Ende Januar auf 
151 171 Ende Juni zurück, alſo um Joo 286 oder um rund 40 v. H., 
die Sahl der weiblichen Arbeitsloſen verminderte lich von 63 480 
auf 43 325, alfo um 20 155 oder um rund 32 v. H. Die günftiae 
Wetterlage erlaubte ſchon im letzten Drittel des Monats Februar, 
das Tempo der Arbeitsaufnahme zu beſchleunigen. Dieſe Entwicklung 
iſt aber auch auf die Initiative aller beteiligten 
Stellen in Schleſien zurückzuführen, die Jorgfältig die Vor⸗ 
bereitungen für die Arbeitsſchlacht im Februar trafen. Die ſchleſiſche 
Wirtſchaft war infolge der zielbewußten Nlaßnahmen der Reichs- 
regierung wieder in der Lage, von ſich aus den Markt zu beleben, 
woran inſonderheit die Metallinduſtrie, die Induſtrie 


der Steine und Erden und das Baugewerbe beteiligt 
waren. Im März ſetzte dann eine ſprunghafte, mit keinem Vorjahr ver⸗ 
gleichbare Beſſerung ein, an der die einzelnen Berufe verſchieden hohen 
Anteil hatten. Nach dieſem kräftigen Vorſtoß mußte ſich das Tempo 
des Sinfatzes im April abſchwächen. Ende Mai war die 
Früh jahrsoffenſive abgeſchloſſen. 

Die günftige Entwicklung der Außenberufe, die Leutenot in der 
Landwirtschaft und die Aufnahmefähigkeit der freien Wirtſchaft ließen 
es, wie das Landesarbeitsamt erklärt, tunlich erſcheinen, die Not- 
ſtands maßnahmen zugunſten der Privatinitiative 
weiter abzubauen. Während im Mai noch 502 268 Notſtands⸗ 
arbeiter im Reiche gezählt wurden, ging die Sahl im Juni um rund 
110000 zurück, woran Schleſien allein mit 13595 Notſtandsarbeitern 
beteiligt war. Das Landesarbeitsamt Schleſien zählte Ende Juni 
nur noch 47406 Notſtandsarbeiter; gegenüber dem 
30. April 1934 verminderte ſich die Sahl um 22 297. Die Sahl der im 
Freiwilligen Arbeitsdienſt Beſchäftigten bezifferte ſich Ende 
Mai in Schleſien auf 25 816 männliche und 971 weibliche Dienſtwillige. 

Vergleiche der Verhältniſſe in Schleſien mit der Lage in anderen 
Landesarbeitsämtern zeigen, daß Schleſien mit in der vor⸗ 
deren Reihe der hart mit der Arbejtslofigkeit 
kämpfenden Gebiete ſteht. Im Mai 1933 entfielen im Neich 
auf 1000 Einwohner noch 80, 7 Arbeitsloſe, in Schleſien 80,6 (in Nieder- 
ſchleſien allein 84,4); höhere Verhältniszahlen wieſen nur Brandenburg 
auf mit 110,5 und das Rheinland mit 95,3. Ende Mai 1934 kamen im 
Reich auf 1000 Einwohner 38,8 Arbeitslose, in Schleſien 40,3 (in Nieder- 
ſchleſien allein 41,7); in Brandenburg waren es 58,8, im Nheinland 52,9. 
In ungleich günftigerer Lage befinden ſich Oſtpreußen mit 7,1 und 
Pommern mit 12,9 Arbeitslofen auf 1000 Einwohner. 

Wie verſchieden die Verhältniffe in den länd⸗ 
lichen und induſtriellen Bezirken liegen, beweiſt folgende 
Darſtellung; es betrug die Sahl der Arbeitsloſen auf je 1000 Einwohner 
im Mai 1934: 


Niederſchleſiſcher Induſtriebezirk . 12355 50,6 
Oberſchleſiſcher Induftriebggirk . 27 772 53,3 
Arbeitsamtsbezirk Natibor . 9115 46,0 
Arbeitsamtsbezirk Breslu . . 2.2... 65 857 87,4 
Snduftriebezirke einſchl. Breslau und Ratibor . 115 099 672 
Neſtlicher Teil des LAA. Schleſien . 71612 95,0 

8 189 711 40,3 


AA. Bezirk Schleſien .. 


Erich Koch eröffnet die Gſtmeſſe. 


Oberpräſident und Gauleiter Erich Koch eröffnete die 22. Deutſche 
Oſtmeſſe mit einer programmatiſchen Rede. Er ſprach über die natürliche 
Verbundenheit Deutſchlands mit den öftlichen Völkern, über den fried⸗ 
lichen deutſchen Aufbau im Often und über die unlösliche Verbundenheit 
Oltpreußens mit der Geſamtheit des Reiches: 

Im Often find die Völker jünger als im Welten. 
Meinungen und Stimmungen des Cages gehen bei jungen 
Völkern weniger tief als bei alten. Ihre Inftinkte für die Not- 
wendigkeiten des Lebens und für die Geſetze des Raumes ſind un- 
derbrauchter. Das benachbarte Polen hat als junges Volk die 
Konſequenz aus der Nachbarſchaft zu Deutſchland gezogen und die neue, 
auf ganz weite Sicht berechnete und umfaſſende Friedenspolitik des 
Führers bejaht. Polen hat dadurch, daß es dank der Klugheit und des 
Weitblicks feiner verantwortlichen Staatsmänner dieſe Politik aufgriff, 
lich ſelbſt und der Feſtigung feiner unabhängigen europäischen Nacht- 
pofition gedient. Pfuchologiſche und materielle Nück⸗ 
ſchläge, die niemals bei ſolchen Generalverſtändigungen ausbleiben 
können, babennichtausgereiht,umdengejJunden Nero 
diefes neuen politiſchen Verhältniſſes zu gefähr- 
den, Sie werden auch in Zukunft dazu nicht ausreichen. 

Andere junge Bölker haben das Gefet des Oſtens 
und feines Raumes nicht mit derſelben Klarheit er- 
kannt wie Polen. Die Betrachtung von Einzelfragen iſt öfters der 
Erkenntnis der großen Zufammenhänge und ihrer Folgerungen voran 
geſtellt worden. Wir werden allen Maßnahmen, die gegen die Ehre und 
das Recht des deutſchen Volkes gehen, mit Feſtigkeit zu begegnen mwilfen. 
Im übrigen arbeitet ganz einfach die Seit für uns. 
Die natürlichen Lebensgeſetze werden ſchließlich jede Vereinzelung über⸗ 
winden 2 die gemeinJamen ontereſſen zum Durchbruch bringen. 

Die Latjache, daß die natürlichen Geſetze des Lebens der Völker, 
insbeſondere des Wirtſchaftslebens, ſtärker find als alle Willkür, wird 
bewieſen durch die Beſchickung dieſer Meſſe. Noch niemals iſt die Oft- 
meſſe Jo ſtark beſchickt worden wie heute. Obwohl die öffentliche Mei- 
nung der Welt die Lage im Olten paſſimiſtiſch anſieht, erreicht die 
Deutſche Oftmeffe einen Rekord. 

Es ift alſo den krampfhaften Verſuchen aller möglichen Smwifchen- 
träger nicht gelungen, die Atmosphäre Oſteuropas bis in die tiefen und 
tragenden Schichten der Völker hinein zu vergiften. Die Friedenspolitik 
Adolf Hitlers, die allein den natürlichen Geſetzen des Oſtraumes ent- 
ſpricht, jetzt ſich organiſch durch. 


Schon im erſten Jahre ſeit der Machtübernahme des Sührers iſt 
praktiſch jede Arbeitslosigkeit in Oſtpreußen beſeitigt worden. Dieſe 
Cat iſt nicht nur eine Tat des Staatsapparates, ſondern eine Tat der 
geſamten oſtpreußiſchen Bevölkerung, die in einmütiger Geſchloſſenheit 
an dieſem Werke mitgearbeitet hat. Wir haben allein im 
Jahre 1933 landwirtſchaftliche Flächen melioriert 
in einem Umfange, der das Sechsfache der Vorjahre 
beträgt. Wenn dieſe Maßnahmen, die im Jahre 1934 noch geſteigert 
ſind, abgeſchloſſen werden, dann werden wir die oſtpreußiſche 
landwirtſchaftliche Anbaufläche um 10 Prozent der- 
mehrt haben, d. h., anders ausgedrückt, wir haben dann faſt vier 
Landkreiſe in Oſtpreußen im Frieden gewonnen. 


Der Straßenbau in Oſtpreußen iſt bisher ſtark vernach- 
läſſigt worden. Nicht zuletzt war hieran die wirtſchaftliche Schwäche 
Oſtpreußens ſchuld. In dem einen Jahre 1933 haben wir durch Inſtand⸗ 
ſetzung eine Wegſtrecke ausgebaut, die in ihrer Geſamtlänge 
der Strecke von Königsberg bis Baſel, nämlich insgeſamt 
1400 Kilometer, entspricht. 


In einem Jahre haben ſich in Oſtpreußen die Spar kaſſen- 
einlagen um 26 Millionen AM vermehrt. Der Güter- 
umſchlag der Reichsbahn ift ſtark geſtiegen. Die Umſatzſteuer hat ſich 
nicht unerheblich vermehrt. Kurz, auf allen Gebieten des Lebens ift ein 
Jug zur Geſundung und zum Aufftieg bemerkbar. 


Es hat dieſe Arbeit mit Erfolg nur deswegen in Angriff nehmen 
können, weil es unter dem Schutze eines ſtarken und dauerhaften Ne- 
giments zum erſten Male wieder das Hefühl abſoluter natio⸗ 
naler Sicherheit bekam. Nur das gibt die Kraft und die Möglich- 
keit, weitreichende Pläne, die zum Teil erjt unjern Kindern zugute 
kommen, in Angriff zu nehmen. Vor allen Dingen fühlt aber Ostpreußen 
jetzt, daß das Herz des ganzen deutſchen Volkes mit ihm ſchlägt. Die 
Beſucherzahl im Fremdenverkehr aus dem Reiche ift 
gegenüber der vornationalſozialiſtiſchen Seit um das Mehrfache 
geſtiegen. Wir ſehen hierin nicht eine wirtſchaftliche Angelegenheit, 
ſondern ein Zeichen der inneren Verbundenheit des Reiches mit Oft- 
preußen. Es ift daher auch nicht verwunderlich, daß noch niemals der 
Reichsgedanke in Oſtpreußen ſelbſt jo ſtark verwurzelt war wie im natio- 
nalfozialiftifchen Staate. Oſtpreußen und das Reich find eins 
und nichts kann uns trennen. 
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„Steinezangen“ in der Gſtſee. 


In oſtpreußiſchen Küften- und Hafenftädten lagern dann und wann 
Berge von Naturfteinen, die aus der See geholt worden ſind und ent— 
weder in der vorgefundenen Form als „Vorlage“ für Molen verwendet 
oder für den Straßenbau geſchlagen werden. Dieſe aus der See ge— 
holten, „gezangten“ Steine werden durch eine kleine Gruppe von Schiffern 
beſchafft, die ſämtlich in Tolkemit am Sriſchen Haff anſäſſig 
find und — wenn genügend Aufträge da ſind — faſt nur das Steine- 
zangen betreiben. Gegenwärtig wird nur an einer Stelle der Oftfee nach 
Steinen gezangt, und zwar an der Samlandküfte. Die Sangſtellen liegen 
etwa vom Albertuskreuz bei Cenkitten bis Noſehnen bei Cranz. Haupt- 
ſächlich wird das Steinriff bei Palmnicken und Brüſter⸗ 
ort aufgeſucht. Das Sangen von Steinen iſt nur auf Grund eines 
Jangſcheines geſtattet, den die Negierung bzw. das Hafenbauamt in 
Pillau ausſtellt. Für zwanzig Fahrzeuge, die sämtlich in Colkemit be⸗ 
heimatet Jind, Jind gegenwärtig Jolche Scheine ausgegeben. Dieſe Geneh- 
migung zum Sangen von Steinen wird nur unter beſtimmten Bedingungen 
erteilt. So dürfen Steine nur in einer Entfernung von mindeſtens 
500 Meter von der Küſte und aus einer Tiefe von mindeſtens 6 Meter 
gehoben werden. Durch die Feſtſetzung dieſer Mindeſtentfernungen und 
tiefen will man den natürlichen Schutz der ſamländiſchen Steilküſte 
gewährleiſten. Meiſt zangen die Schiffer heute aber erft in etwa 
1000 bis 1500 Meter vom Strande, weil näher zur Küſte 
die Steinlager ſchon ausgebeutet find. Jedes der Steinzanger- 
Sahrzeuge (es ſind das Segler bis zu 180 Tonnen) erfordert eine 
Beſatzung von mindeſtens fünf Mann. Gewöhnlich halten zwei Sahrzeuge 


zuſammen einen Taucher, der die Steine auf dem Meeresgrunde 
jucht und in die Zangen legt. Zu den Gerätſchaften eines jeden Fahr- 
zeuges gehören vier Zangen, die je nach der Größe des ju hebenden 
Steines angeſetzt werden. Das Heben der Steine, das keineswegs unge- 
fährlich iſt, erfolgt heute meiſt ſchon durch Windemotoren, durch die das 
mühſame Hochwinden von Hand erſpart wird. Wie lange es dauert, 
bis eine Ladung Steine gezangt wird, hängt vom Wetter und Waffer ab. 
Sft das Wetter gut und das Waſſer klar, Jo kann die Ladung von etwa 
50 bis 60 Kubikmeter ſchon in anderthalb bis zwei Tagen geſchafft fein. 
Sturm und trübes Wajler verlängern dieſe Zeit jedoch weſentlich. Wenn 
genügend Aufträge vorliegen, jo daß fortlaufend gezangt werden kann, 
fo vermögen die Steinezanger durchſchnittlich 14 bis 15 Ladungen 
im Jahr zu ſchaffen. Die Abnahme der Steine erfolgt durch einen 
Sichmeiſter. Jedes Schiff hat an feiner Außenwandung eine Anzahl 
Sichpegel, und der Eichlchein, der immer für fünf Jahre gilt, zeigt an, 
wieviel Tonnen die Ladung bei dem jeweiligen Tiefgang des Schiffes 
umfaßt. Aus der Anzahl der Tonnen ergibt ſich dann die Zahl der Kubik- 
meter der Ladung, wobei je 1,7 Tonnen einem Kubikmeteer Steinen 
gleichgeſetzt wird. Die Tolkemiter Steinfifcher haben im Laufe der Jahre: 
Steine nicht nur für die oſtpreußiſchen Hafen- und Küſtenbauten, ſondern 
auch nach Danzig, Dievenom, Swinemünde, Saßnitz, Stralſund uw. ge- 
‚liefert. Ein im vergangenen Jahre oe Roman von A. Karraſch 
„Stein, gib Brot“, der im „Völkiſchen Beobachter“ abgedruckt 
wurde und nun auch verfilmt werden Joll, ſchildert das Leben der Stein- 


ſiſcher in der harten Notzeit der Arbeitslosigkeit. a 


700 Jahre Bad Warmbrunn. 


Der weidwunde Hirſch von Bad Warmbrunn, der feine Wunde in 
dem heißen Sprudel badete und hierdurch den ihn verfolgenden Jägern 
des Herzogs Boleslaus angeblich die Heilkraft der Therme verriet, 
gehört ebenſo in das Neich der Sage wie der Eber von Wildbad, die 
Hunde von Karlsbad und andere kluge Tiere, denen ſehr viele deutsche 
und ausländiſche Kurorte ihre Entdeckung zuſchreiben. 

Als ſicher anzunehmen ift jedoch, daß die Geſchichte des Bades 
Warmbrunn weſentlich weiter zurückgreift als bis zum Jahre 1281, aus 
dem die erſte uns bekannte Urkunde über den Ort ſtammt, die die 
heutige Chronik begründet. Herzog Bernhard von Fürſtenberg ſchenkte 
nach dieſem Dekret dem neben feinen ritterlichen Übungen vor allem 
Krankenpflege treibenden Johanniterorden den Ort „callidus 
fons“ (Warmer Brunnen) und dokumentierte hiermit den eigentlichen 
Verwendungszweck der ſchon als heilkräftig erkannten Thermen im 
Intereſſe der kranken und leidenden Menſchheit. In der Folgezeit kam 
der Ort in den Beſitz jenes Geſchlechtes, das heute noch am engſten 
und innigften mit ihm verbunden iſt, nämlich der Reichsgrafen Scha ff 
gotjch oder, wie ſie damals hießen, der Ritter Schoff, die 1381 das 
Gut Warmbrunn kauften und es ſpäter der Herrſchaft Kynaſt ein- 
verleibten. 

Von weſentlicher Bedeutung für die Entwickelung des Badelebens 
erwies ſich die im Jahre 1403 durch Gotſche Schoff II. erfolgte Be⸗ 
gründung einer Ciſterzienſer-Propſtei in Warmbrunn, die 
er mit vielen Rechten und Schenkungen ausſtattete, worunter ſich auch 
der „ummauerte Born“ mit ſprudelndem warmen Waſſer vor dem Hofe 
befand. Durch mehr als 4 Jahrhunderte behauptete ſich nun neben der 
Herrschaft Schaffgotſch das Kloſter bis zur Sähulariſation im 
Jahre 1810, und beide Sewalten waren mit Zug und Recht für beſt⸗ 
mögliche Auswertung ihres Quellbeſitzes beſorgt. Das ältejte 
Literaturdenkmahüber das „Hirſchbergiſche Warme 
Bad“, wie es nach dem damals bekannteren Nachbarorte hieß, iſt ein 
Brief vom 15. Januar 1569, den der Kurfürſtlich-Brandenburgiſche 
Medikus Dr. Caspar Hoffmann an den Kurfürſtlich-Sächſiſchen Leib 
medikus Paulus Luther ſchrieb und der ſehr eingehend handelt „Vom 
Warmen Brunnen bei Hirschberg und ſeiner Kraft, Wirkung, Nutz und 
Gebrauch: auch wie man ſich dazu ſchicken und bereiten joll“. Etwas 
ſeltſam iſt die Dauer der Kur, für die man Joo Badeſtunden als not- 
wendig erachtete, und zwar ſo, daß man täglich vormittags drei bis 
vier Stunden und nachmittags abermals ſolange badete. Auch die Trink=- 
kur wird bereits empfohlen. Später ſchaffte man die Joo-Stunden-Kur 
ab und Jette an ihre Stelle eine vierwöchige, welcher Brauch ſich bis 
in die heutige Seit erhalten hat. : 

Selbſtverſtändlich brachte der Aufſchwung des Badelebens eine rege 
Bautätigkeit mit ſich, und der Freiherr Hans Ullrich von Schaffgotſch 
ließ im Jahre 1627 das Gräfliche Bad vollkommen neu aufbauen, wo⸗ 
bei ſich das tragiſche Mißgeſchick ereignete, daß am 17. September die 
Kuppel einſtürzte, Jo Perſonen im Bade erſchlug und 3 ſchwer ver- 
letzte, ſo daß man die Arbeit nochmals von vorn beginnen mußte. 
Weitere Baupläne wurden durch das unglückliche Schickſal des Frei- 
herrn zunichte gemacht, der infolge ſeines Anſchluſſes an Wallenſtein 
1634 als angeblicher Hochverräter vom Kaiſer gefangengenommen und 
in Regensburg hingerichtet wurde. Dagegen nahm ſich die Propſtei 
nach Abſchluß des Dreißigjährigen Krieges des Bades ſehr an, und der 
baufreudige Grüffauer Abt Bernhard Noſa errichtete 1662 das 
Propſteiliche Bad (Kleines Baſſin) und 1689 bis 1692 das „Lange 


Haus“ (die heutige Badeverwaltung) in lebendiger Fülle barocker 
Phantaſie. Das letztgenannte Gebäude, das durch einen gedeckten Gang 
mit dem Baſſin verbunden war, diente ausſchließlich der Gäfte- 
beherbergung und ftellt ſomit das erjte bekannte Kurhaus des Bades 
Warmbrunn dar. Alle diefe Bauten legten Zeugnis ab von der zu- 
nehmenden Bedeutung des Bades und ſeinem Anpaſſungswillen an eine 
vornehme Badegeſellſchaft. Ihrer Suſammenſetzung nach beftand dieſe 
ebenſo aus der polniſchen wie der ſchleſiſchen Ariſtokratie, zu der nach 
dem Umſchwung durch die friderizianiſchen Kriege allmählich die preu⸗ 
hiſche Ariſtokratie hinzu kam. Daneben war es eine Schicht beffer- 
geſtellter Bürgerlichkeit, die Warmbrunn auffuchte. Eine reiche Ent- 
faltung erlebte das geſellſchaftliche Kurleben zu Beginn des 19. Jahr- 
hunderts, die die Erbauung des reizvollen, noch heute zu den ſchönſten 
ſchleſiſchen Bauten gehörenden Geſellſchaftshauſes „Galerie“, das von. 
Preußens Königin Luiſe eingeweiht wurde, und ſpäter des Kurtheaters 
zur Folge hatte. Klangvolle Namen von Dichtern und Künſtlern weiſt 
die Kur- und Srembenlifte jener Seit auf, Jo Goethe, €. Ch. Hoffmann, 
der mit dem Vichter-Brüderpaar Conteſſa, dem Breslauer Schriftſteller 
Schall und dem Saganer Dichter Carl Weisflog hier zufammentraf, 
die Maler Carus und Caſpar David Sriedrich, [päter Sofmann von 
Sallersleben und Carl von. Holtei, der das Kurtheater mit einweihte. 


Als ſchließlich die Verkehrsverhältniſſe ſich beſſerten, wurde der 
Zustrom der Gäſte fo groß, daß man — auch im Hinblick auf die ge⸗ 
ſteigerten hugieniſchen Bedürfniſſe — feitens der Herrſchaft Schaffgotſch, 
der inzwiſchen wieder durch den Rückkauf der fäkulariſierten Propftei 
alleiniger Badebeſitzer geworden war, daran ging, neue Badehaduſer zu 
bauen. Die im größeren Umfange benötigten Mengen Thermalwaſſer 
beſchaffte man durch Bohrungen, als deren Ergebnis die Auffindung 
der „Neuen Quelle“, der Ludwigsquellen und der Antonienquelle ver- 
zeichnet werden konnte, deren Temperaturen mit 44 Grad Celſius natür- 
licher Wärme die der bekannten Baſſinquellen noch übertrafen. Das 
rege Intereſſe von Wiſſenſchaftlern aller Art, Arzten, Chemikern uſw. 
ſchuf die Erundlage für die Spezialiſierung des Kurortes als aus- 
geſprochenes Heilbad bei Nheuma, Gicht, Ischias, Nerven, Haut 
und Frauenleiden ſowie den verſchiedenen vorzeitigen Altersſtörungen. 
Trotz mancherlei Schwierigkeiten aller Art, trotz Weltkrieg, Inflation 
und Deflation hatte ſich das Warmbrunner Badeleben auch weiterhin 
ganz außerordentlich gehoben, Jo daß ein Umbau der Baäderanlagen zur 
Notwendigkeit wurde. Der derzeitige Beſitzer des Bades, Reichsgraf 
Sriedrich Schaffgotſch, veranlaßte die 1928 begonnene großzügige 
Sanierung des geſamten Chermalauellengebietes, an die ſich der ge- 
waltige, 1035 vollendete Neubau des mit allem Komfort und den 
balneotechniſchen Neuerungen ausgeſtatteten. direkt über den Quellen 
ſtehenden Kur- und Badehotels „Quellenhof“ ſchloß. 
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